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I. Allgemeines. 


a) Innere Verwaltung. 


Die Organiſation der Handwerkskammer und ihrer 

Abteilungen hat während des Berichtsjahres keine Aende⸗ 
rungen erfahren. 
Der Zentralvorſtand trat während des Geſchäfts⸗ 
jahres 1929/1930 zu acht Sitzungen zuſammen. Die Bera⸗ 
tungen betrafen die jeweilig in Betracht kommenden Ver⸗ 
waltungs⸗, Wirtſchafts⸗, Gewerbe⸗ und ſozialpolitiſchen 
Fragen. Entſprechend den Beſtimmungen der Handwerks⸗ 
novelle wurde bei der Behandlung von Lehrlings⸗ und 
ſozialpolitiſchen Fragen der Vorſitzende des Geſellenaus⸗ 
ſchuſſes hinzugezogen. Zwecks Vorbereitung der der Voll⸗ 
verſammlung zur Beratung zu unterbreitenden Lehrlings⸗ 
angelegenheiten, trat der Ausſchuß für das Lehrlings⸗ 
weſen zweimal zuſammen. Außerdem fanden ſieben Ge⸗ 
ſchäftsführerkonferenzen zur Beſprechung von Verwal⸗ 
tungsangelegenheiten ſpeziellerer Bedeutung und zur Vor⸗ 
beratung der Maßnahmen des Vorſtandes ſtatt. Die Voll⸗ 
verſammlung der Handwerkskammer trat am 17. Oktober 
1929 zuſammen. Sie beſchäftigte ſich namentlich mit der 
Feſtſtellung des Haushaltsplanes, Beamtenangelegen⸗ 
heiten, Aenderung des Normallehrvertrages, der Ge⸗ 
ſellen- und Meiſterprüfungsordnung und der Vorſchriften 
über die Höchſtzahl der Lehrlinge. 

Aus der Vollverſammlung der Handwerkskammer 
ſind während des vergangenen Geſchäftsjahres die Herren 
Malerobermeiſter Klank-Lyck durch Tod, Bäckerober⸗ 
meiſter Katluh n ⸗Inſterburg und Fleiſcherobermeiſter 
Kekler-Ojterode wegen Aufgabe des Geſchäftes aus: 
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geſchieden. Herr Maurer⸗ und Zimmererobermeiſter 
Goldbeck, der Vorſitzende der Abteilung Gumbinnen, 
legte ſein Amt nieder. 

Herr Fleiſcherobermeiſter Keßler⸗Oſterode wurde 
durch die letzte Vollverſammlung als ſachverſtändiges 
Mitglied zugewählt. 

Infolge der Niederlegung des Amtes durch Herrn 
Maurer- und Zimmererobermeiſter Goldbeck find im 
Vorſtand der Abteilung Gumbinnen weitere Aenderungen 
eingetreten. Bis zur nächſten Vollverſammlung wurde 
Herr Sattlerobermeiſter Stadtrat Schroeder Inſter⸗ 
burg zum Vorſitzenden der Abteilung beſtellt. Durch 
Zuwahl wurde ferner Herr Schuhmacherobermeiſter 
Kapeller ⸗Gumbinnen in den Vorſtand dieſer Ab⸗ 
teilung aufgenommen. 

Die Neuwahlen zur Handwerkskammer auf Grund 
der Beſtimmungen der Handwerksnovelle konnten bisher 
nicht ſtattfinden, da das Statut der Handwerkskammer, 
das die Grundlage für die Wahlen bilden wird, bisher 
noch nicht abgeändert iſt. Ueber die erforderliche Ab⸗ 
änderung wird die Vollverſammlung zu Beginn des 
neuen Geſchäftsjahres zu beſchließen haben. 


Dem Beſchluß der Vollverſammlung vom 17. Oktober 
entſprechend wurde Herr Dr. jur. Felix Schmidt, der 
Geſchäftsführer der Handwerkskammer⸗Abteilung Königs⸗ 
berg, als Beamter der Handwerkskammer angeſtellt. Der 
ſeit einigen Jahren im Ruheſtand lebende mehr als 
zwanzig Jahre im Dienſte der Handwerkskammer tätig 
geweſene Verwaltungsoberſekretär Kapeller⸗Gum⸗ 
binnen iſt am 2. Januar 1930 im 75. Lebensjahre ver⸗ 
ſtorben. 

Dem ehemaligen langjährigen, um das oſtpreußiſche 
Handwerk hochverdienten Präſidenten der Handwerks⸗ 
kammer zu Königsberg und der Handwerkskammer für 
das öſtliche Preußen, Herrn Bäckerobermeiſter Stadtrat 
Korn, hat die Handwerkskammer während des ver— 
gangenen Geſchäftsjahres ein würdiges Grabdenkmal ge⸗ 
meinſam mit dem oſtpreußiſchen Provinzialbezirksverband 
des Germania⸗Verbandes deutſcher Bäckerinnungen, ge⸗ 
widmet. Der Grabſtein wurde den Angehörigen in einer 
ſchlichten Feier an dem fünfjährigen Todestage, am 
30. April 1929, übergeben. 


1 


b) Finanzverwaltung. 


Der Haushaltsplan für 1929 ſchloß in Einnahme und 
Ausgabe mit einem Sollbetrage von 359 200 RM. ab. 
Durch Beiträge der Gemeinden waren hiervon 305 900 
RM. aufzubringen. Dieſe Summe verteilt ſich auf rund 
33 000 zahlungsfähige Betriebe, ſo daß ebenſo wie im 
Vorjahre die Erhebung eines Grundbetrages von 6.— 
RM. ſowie eines Zuſchlages von 40 Prozent zum Ge⸗ 
werbeſteuergrundbetrag ausreichte. Die Verteilung der 
Umlage auf die einzelnen Abteilungsbezirke und die 
einzelnen Kreiſe iſt aus der als Anlage I beigefügten 
Ueberſicht zu erſehen. 

Die Einſprüche gegen die Heranziehung zu den Koſten 
der Handwerkskammer waren auch im vergangenen Ge⸗ 
ſchäftsjahre recht zahlreich. Zur endgültigen Entſcheidung 
kam es indeſſen in vielen Fällen nicht mehr, da dieſe 
Betriebe auch Einſpruch gegen ihre Eintragung in die 
Handwerksrolle erhoben hatten und die Entſcheidung über 
dieſen Einſpruch maßgebend werden ſoll. Die Vor⸗ 
arbeiten zur Handwerksrolle ſind bis Ende des Geſchäfts⸗ 
jahres von den Abteilungen durchgeführt worden. Auf 
Grund der alten Steuerliſten wurde von den Abteilungen 
die Eintragung vorgenommen. Zwecks Erlangung der 
ſonſtigen in die Handwerksrolle einzutragenden An⸗ 
gaben (Anleitungsbefugnis, Zahl der Geſellen und ſon⸗ 
ſtiges) wurden durch die Städte Fragebogen zwecks Aus⸗ 
füllung an die einzelnen Betriebsinhaber verſchickt. Durch 
Erlaß des Reichswirtſchaftsminiſters wurde die Hand⸗ 
werksrolle mit dem 1. April 1930 als angelegt erklärt. 

Leider ſchweben bei ſämtlichen Abteilungen gegen 
die Eintragung in die Handwerksrolle noch zahlreiche 
Einſprüche. Die Handwerksnovelle verpflichtet die Hand⸗ 
werkskammern, vor der Eintragung in die Handwerks⸗ 
rolle ein Verzeichnis derjenigen Betriebe, die ſie in die 
Handwerksrolle einzutragen beabſichtigen, öffentlich aus⸗ 
zulegen und den Induſtrie⸗ und Handelskammern eine 
Abſchrift dieſes Verzeichniſſes zuzuſtellen. Obwohl zwi⸗ 
ſchen den Spitzenverbänden von Handwerk, Handel und 
Induſtrie vereinbart worden war, daß die Anlegung der 
Handwerksrolle nicht den Anlaß zu neuen Streitigkeiten 
bilden und daher möglichſt der bisherige Zuſtand gewahrt 
bleiben, über einzelne Aenderungen aber im Wege güt⸗ 
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licher Verhandlungen eine Einigung verſucht werden 
ſollte, obwohl auch die Kammer-Abteilungen in Er⸗ 
füllung dieſer zentralen Vereinbarungen die Eintragung 
nur ſolcher Betriebe vornahmen, die bisher Handwerks⸗ 
kammerbeiträge gezahlt haben, iſt leider ſeitens der In⸗ 
duſtrie⸗ und Handelskammern den zentralen Verein⸗ 
barungen inſofern nicht Rechnung getragen worden, als 
durch zahlreiche Rundſchreiben nicht nur die in das Han⸗ 
delsregiſter eingetragenen Betriebe zur Erhebung des Ein⸗ 
ſpruchs aufgefordert wurden, ſondern auch die Induſtrie⸗ 
und Handelskammern ſelbſt vielfach Einſpruch erhoben. 
Hierdurch iſt eine erhebliche Beunruhigung eingetreten, 
zumal bei Aufrechterhaltung der Einſprüche mit einem 
langwierigen inſtanzenmäßigen Verfahren zu rechnen iſt, 
deſſen Durchführung vor den zuſtändigen Körperſchaften 
nicht nur eine ſtarke Belaſtung der betroffenen Gewerbe⸗ 
treibenden, ſondern auch der beiderſeitigen Berufsver⸗ 
tretungen bedeutet, die man zweckmäßigerweiſe zu ver⸗ 
meiden ſuchen ſollte. Die Zahl der Einſprüche betrug bei 
ſämtlichen Abteilungen mehr als 2000, hiervon waren 
1200 Einſprüche lediglich von den Induſtrie- und Handels⸗ 
kammern erhoben worden, ohne daß ein Einſpruch des 
Gewerbetreibenden ſelbſt vorlag. Verhandlungen, zwecks 
gütlicher Erledigung dieſer Einſprüche mit den Induſtrie⸗ 
und Handelskammern ſind von der Handwerkskammer an⸗ 
geknüpft worden. Ueber Erfolge läßt ſich bisher bei 
Abſchluß dieſes Berichtes noch nichts mitteilen. 


c) Verleihung von Ehrenurkunden und Auszeichnungen. 

Im Berichtsjahre wurden — außer je einer beſon⸗ 
deren Ehrenurkunde für eine 65- und 62jährige Meiſter⸗ 
tätigkeit als ſelbſtändiger Meiſter und einer Ehren⸗ 
urkunde in einem Falle 60jähriger Tätigkeit als Meiſter 
und 36jähriger Tätigkeit als Obermeiſter insgeſamt 
61 Ehrenmeiſterbriefe für 50jährige Meiſterjubiläen, 53 
Ehrenurkunden für 40jährige Meiſterjubiläen, 68 für 
30jährige Meiſterjubiläen und drei Ehrenurkunden für 
25jährige Obermeiſterjubiläen verliehen. 

Für langiährige treue Tätigkeit in demſelben Hand⸗ 
werksbetrieb ſind an Handwerksgeſellen während des Be- 
richtsjahres zehn goldene Medaillen für 30jährige, zehn 
ſilberne Medaillen für 20jährige und 32 bronzene Me⸗ 
daillen für 10jährige Tätigkeit verliehen worden. 
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II. Vertretung des Handwerks nach Außen. 


Auch im vergangenen Geſchäftsjahre nahm die Be⸗ 
ſchickung der zahlreichen Ausſchuß⸗ und Vorſtandsſitzungen 
des Deutſchen Handwerks- und Gewerbekammertages ſowie 
des Reichsverbandes des deutſchen Handwerks den Prä⸗ 
ſidenten und die geſchäftsführenden Beamten der Zentral⸗ 
verwaltung in ſtarkem Maße in Anſpruch. Die Teilnahme 
an den Ausſchuß⸗ und Vorſtandsſitzungen bot der Kammer 
ferner Gelegenheit, zu den zahlreichen geſetzgeberiſchen 
Arbeiten auf wirtſchafts⸗, ſozial⸗ und berufsſtandspoliti⸗ 
ſchem Gebiet, über die wir in den folgenden Abſchnitten 
genauer berichten, den Standpunkt des oſtpreußiſchen 
Handwerks zur Geltung zu bringen. Der Oſtdeutſche 
Handwerkskammertag, der die Handwerkskamern der Pro- 
vinzen Brandenburg, Schleſien, Grenzmark Poſen Weſtpr., 
Pommern und Oſtpreußen umfaßt, trat im vergangenen 
Geſchäftsjahre zweimal in Schneidemühl und Berlin zu— 
ſammen. Auf dieſen Tagungen wurden vorzugsweiſe 
Angelegenheiten, die das oſtdeutſche Handwerk im be- 
ſonderen berührten, beſprochen, ſowie für die großen Ta⸗ 
gungen des Kammertages und des Reichsverbandes vor: 
bereitende Verhandlungen gepflogen. 

Beſucht wurden ferner in Oſtpreußen Tagungen ſol⸗ 
cher Organiſationen, die ſich über das ganze Reich oder 
das geſamte oſtpreußiſche Gebiet erſtreckten. Beſonders 
hervorzuheben iſt hierbei, daß vom 3. bis 5. Auguſt 1929 
der Hauptausſchuß des Reidsverbandes der Maler und 
Lackierer in Königsberg zu einer Sitzung zuſammen⸗ 
getreten iſt. Auch im vergangenen Geſchäftsjahre hat 
alſo erfreulicherweiſe wieder eine Reichsorganiſation des 
Handwerks ihren Weg nach Oſtpreußen gefunden. Die 
Vertretung der Handwerkskammer bei Veranſtaltungen 
ber örtlichen Organiſationen, insbeſondere bei Tagungen 
und Verſammlungen der Innungen und Innungs⸗ 
verbände, wurde faſt ausnahmslos durch die zuſtändige 
Abteilung wahrgenommen. 

Die Abteilung B des Landesgewerbeamtes, der der 
Präſident als Mitglied angehört, iſt im vergangenen 
Jahre mehrfach zu Verhandlungen, die insbeſondere die 
Frage der Anerkennung von Gewerbezweigen als Hand⸗ 
werk und die Frage der Mitgliedſchaft der Zwangs⸗ 
innungen bei politiſch orientierten Handwerkerbünden be— 


— 10 — 


trafen, zuſammengetreten. Auch dieſe Sitzungen find vom 
Präſidenten der Handwerkskammer regelmäßig beſucht 
worden. Dem Ausſchuß der Reichsbank hat der Präſi⸗ 
dent während des vorigen Jahres weiterhin angehört. 


IN. Berufsſtanoͤspolitik. 


a) Geſetzgeberiſche Maßnahmen. 


Die zahlreichen Einſprüche, die ſeitens der Induſtrie⸗ 
und Handelskammern gegen die Eintragung von Be⸗ 
trieben in die Handwerksrolle auch in ſolchen Fällen er⸗ 
hoben worden waren, in denen die Betriebsinhaber ſelbſt 
einen ſolchen Einſpruch nicht wünſchten, haben während 
des vergangenen Geſchäftsjahres Veranlaſſung gegeben, 
durch ein Geſetz zur Ergänzung der Hand⸗ 
werksnovelle feſtzulegen, daß ein von den Induſtrie⸗ 
und Handelskammern erhobener Einſpruch der Eintra⸗ 
gung eines Gewerbetreibenden in die Handwerksrolle nicht 
entgegenſteht, wenn nicht der Gewerbetreibende, der im 
Zeitpunkt des Inkrafttretens des Geſetzes zu einer Hand⸗ 
werkskammer oder einer Zwangsinnung beitragspflichtig 
geweſen iſt, innerhalb einer Friſt von vierzehn Tagen ſeiner⸗ 
ſeits ſeine Zuſtimmung zu dem Einſpruch erklärt. Damit 
ſind zwar die größten Mißſtände, die mit der Durchfüh⸗ 
rung der Handwerksnovelle verbunden waren, beſeitigt; 
im übrigen aber iſt es leider nicht mehr möglich geweſen, 
die allgemeine Beunruhigung und die oben näher ge- 
ſchilderten Schwierigkeiten zu beheben. 

Die zur Durchführung der Handwerksnovelle erfor⸗ 
derlichen Ausführungsvorſchriften, insbeſondere die Ab⸗ 
änderung der Ausführungsanweiſung zur Gewerbe- 
ordnung, die neue Wahlordnung, ſowie Verordnungen 
des Preußiſchen Miniſters für Handel und Gewerbe 
und des Reichswirtſchaftsminiſters über die Anlegung 
der Handwerksrolle ſind während des vergangenen 
Koihöteighrassragungen. Ainſiſhtlick het Wahlarduung, 

iſt zu bemerken, daß nach einem Erlaß des Preußiſchen 
Miniſters für Handel und Gewerbe die Wahlvorſchläge 
insgeſamt einhundert Anterſchriften von wahlberechtigten 
Handwerksmeiſtern tragen müſſen, wenn ſie zur Wahl 
zugelaſſen werden ſollen. 
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b) Organiſationsfragen. 


Die Organiſation des Handwerks hat auch im ver⸗ 
gangenen Geſchäftsjahre weitere Fortſchritte gemacht, und 
zwar wurden neu errichtet Zwangsinnungen für das Uhr⸗ 
macher⸗ und Goldſchmiedehandwerk Gumbinnen, für das 
Baugewerbe in Neukirch, für das Steinſetzerhandwerk in 
Inſterburg, für das Malerhandwerk in Biſchofsburg und 
für das Müllerhandwerk in Sensburg. In Zwangs⸗ 
innungen umgewandelt wurden die Sattler- und Tape⸗ 
ziererinnung Stallupönen, die Schneiderinnung Goldap, 
die Uhrmacher⸗ und Goldſchmiedeinnung Inſterburg, die 
Schuhmacherinnung Stallupönen, die Friſeurinnung In⸗ 
ſterburg und die Töpferinnung Allenſtein. Die Sattler⸗ 
innung Inſterburg bezog das Polſterer- und Tapezierer⸗ 
handwerk und die Riemer-, Sattler- und Seiler⸗Zwangs⸗ 
innung Treuburg bezog das Tapeziererhandwerk in die 
Innung ein. 

Ueber die Zahl der Innungen und die während des 
vergangenen Geſchäftsjahres eingetretenen Aenderungen. 
gibt folgende Statiſtik Aufſchluß: 


Veſtand am Beitand am 

1. April 1929 1. April 1930 

Freie Zwangs⸗] Freie Zwanas⸗ 

Innungen Innungen Innungen] Innungen 
Königsberg Pr. 180 106 177 109 
Gumbinnen 89 66 84 74 
Allenſtein 100 87 99 90 
Elbing 65 67 64 68 


434 | 326 | 424 | 341 


Bei der Errichtung der Innungen waren die Zentral⸗ 
verwaltung und die Abteilungen durch die Begutachtung 
der Anträge und durch die Prüfung der Innungsſtatuten 
beteiligt. Bei der Begutachtung iſt darauf Wert gelegt 
morden. pak nin, Bildung nou feinen. uind. Nesholh Johanna. 

unfähigen Innungen unterblieb und möglichſt die In⸗ 
nungsorganiſation fachlich beſchränkt, d. h. die Bildung 
gemiſchter Innungen vermieden wurde. 

Im Hinblick auf die Handwerksnovelle war ferner 
eine Abänderung der zurzeit zur Verwendung gelangen: 


den Muſterſtatuten für Innungen notwendig. Der Ver⸗ 
lag Carl Heymann-Berlin hat nach Inkrafttreten der 
Handwerksnovelle neue Muſterſtatuten, zum Teil unter 
Berückſichtigung der Vorſchläge des Deutſchen Handwerks⸗ 
und Gewerbekammertages, herausgegeben. Die Hand⸗ 
werkskammer hat dieſe Muſterſtatuten einer eingehenden 
Prüfung unterzogen und hierbei feſtgeſtellt, daß ſie nicht 
in jeder Hinſicht den Wünſchen und Intereſſen des oſt⸗ 
preußiſchen Handwerks entſprachen. Es iſt deshalb mit 
den Kammerabteilungen ein einheitlicher Entwurf des 
Innungsſtatuts vereinbart worden, der für neuerrichtete 
Innungen nach Anſicht der Handwerkskammer den 
Zwecken der Innungen am beſten entſpricht. Der neue 
Muſterentwurf kann gegen Erſtattung der Selbſtkoſten 
von den Geſchäftsſtellen der Handwerkskammer⸗Abtei⸗ 
lungen bezogen werden. 

Eine Abänderung der Statuten der beſtehenden In⸗ 
nungen zwecks Anpaſſung der Beſtimmungen an die Vor⸗ 
ſchriften der Handwerksnovelle iſt bisher von der Hand⸗ 
werkskammer den Innungen noch nicht vorgeſchlagen 
worden, da damit zu rechnen iſt, daß mit Inkrafttreten 
des Berufsausbildungsgeſetzes weitere Aenderungen der 
Innungsſtatuten erforderlich werden und eine gleichzeitige 
Vornahme auch dieſer Aenderungen zweckmäßig erſcheint. 


c) Lehrlingsweſen. 


In Anbetracht der Schwierigkeiten, die aus dem Neben⸗ 
einander von allgemeinverbindlicher tarifvertraglicher 
Regelung des Lehrlingsweſens und der Regelung durch 
Vorſchriften der Handwerkskammer und Innungen ent⸗ 
ſtanden find, hat der Entwurf des Berufsaus- 
bildungsgeſetzes vermehrte Bedeutung gewonnen. 
Ueber den Inhalt dieſes Entwurfes ſind in den beiden 
letzten Geſchäftsberichten eingehende Darlegungen ge⸗ 
macht worden. Der Entwurf, der den Wünſchen der 
Arbeitnehmer im Handwerk durch die paritätiſche Be⸗ 
ſetzung der nach Inkrafttreten des Geſetzes allein maß⸗ 
gebenden Ausſchüſſe weitgehend entgegenkommt, bringt für 
das Handwerk in vieler Hinſicht erhebliche Benachteili⸗ 
gungen. Er kann vom Standpunkt des Handwerks daher 
nur dann als annehmbar bezeichnet werden, wenn gleich⸗ 
zeitig eine Bereinigung der bei dem heutigen Rechts: 
zuſtande beſtehenden Widerſprüche zwiſchen der tarif— 
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vertraglichen Regelung des Lehrlingsweſens und den 
Maßnahmen der Handwerkskammern und Innungen 
erfolgt. 

Aus dieſen Erwägungen heraus hat ſich der Vor⸗ 
ſtand der Handwerkskammer entſchloſſen, den von ſeiten 
der Arbeitnehmer im Buchdruckgewerbe eingebrachten 
Anträgen, durch eine Aenderung der Lehr⸗ 
lingsordnung für Buchdrucker die Fachaus⸗ 
ſchüſſe zur Feſtſetzung allgemein verbindlicher Vorſchrif⸗ 
ten über den Lehrlingsurlaub zu ermächtigen, zu ent⸗ 
ſprechen. Die nächſte Vollverſammlung wird über dieſe 
Frage zu beſchließen haben. 

Der Entwurf des Berufsausbildungsgeſetzes, der, 
wie bereits im Vorbericht mitgeteilt, ſchon an den Reichs⸗ 
tag gelangt iſt, bildete im letzten Geſchäftsjahr noch wie⸗ 
derholt Gegenſtand der Erörterung unter den Organi⸗ 
ſationen des Handwerks. Insbeſondere iſt beantragt 
worden, den Geſetzentwurf dergeſtalt abzuändern, daß für 
die Wahl der Arbeitnehmerbeiſitzer im paritätiſchen Aus⸗ 
ſchuß anſtelle der bisher vorgeſehenen Ernennung durch 
die wirtſchaftlichen Vereinigungen der Arbeitnehmer, die 
allgemeine, geheime und direkte Wahl vorgeſchrieben wird. 
Es iſt hierbei darauf hingewieſen worden, daß bei der 
Ernennung durch die Arbeitnehmerorganiſationen weite 
Kreiſe der nichtorganiſierten Arbeitnehmerſchaft von einem 
Einfluß auf die Beſetzung der Fachausſchüſſe ausgeſchloſſen 
würden. In zahlreichen Handwerkszweigen würde das die 
Ausſchaltung der überwiegenden Mehrheit der Arbeit⸗ 
nehmerſchaft bedeuten. Die Handwerkskammer hält die 
Forderung der allgemeinen direkten Wahl der Geſellen⸗ 
vertreter hiernach durchaus für berechtigt, hat jedoch mit 
Rückſicht auf die umfangreichen Arbeiten, die die Durch⸗ 
führung einer ſolchen Wahl bei der großen Anzahl von 
Geſellen erfordern würde, vorgeſchlagen, daß zum min⸗ 
deſten die Geſellenausſchüſſe der Innungen an den Wah⸗ 
len beteiligt werden ſollten. 

Die geſchilderten Verhältniſſe (1. S. 28) hinſichtlich der 
tarifvertraglichen Regelung des Lehrlingsweſens und das 
in Ausſicht ſtehende Inkrafttreten des Berufsausbildungs⸗ 
geſetzes brachten es mit ſich, daß im Anſchluß an die Lehr⸗ 
lingsordnung für Buchdrucker auch weitere Fachverbände 
Lehrlingsordnungen ausarbeiteten und den Handwerks⸗ 
kammern zur Einführung vorlegten. Obwohl der gute 
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Zweck ſolcher Lehrlingsordnungen an ſich nicht verkannt 
werden kann, den Fachverbänden auch die Bearbeitung 
derartiger Lehrlingsangelegenheiten mit Rückſicht auf ihr 
Aufgabengebiet zugebilligt werden muß, konnte ſich die 
Handwerkskammer doch bisher zum Erlaß von weiteren 
Lehrlingsordnungen nicht entſchließen, da die ihr unter⸗ 
breiteten Lehrlingsordnungen Beſtimmungen enthielten, 
die entweder den geſetzlichen Vorſchriften zuwiderliefen 
oder nicht im Intereſſe der betroffenen Gewerbezweige 
und einer einheitlichen Regelung des Lehrlingsweſens in 
Oſtpreußen lagen, ja vielfach unter Berückſichtigung der 
beſonderen oſtpreußiſchen Verhältniſſe als undurchführbar 
erachtet werden mußten. 

Die Lehrlingshöchſtzahlen für das Bäcker-, 
Konditor⸗ und Pfefferküchlergewerbe wurden durch Erlaß 
des Preußiſchen Miniſters für Handel und Gewerbe vom 
2. Mai 1929 neu feſtgeſetzt. Danach darf in Betrieben 
dieſer Gewerbezweige regelmäßig nur ein Lehrling ge⸗ 
halten werden, ein zweiter jedoch eingeſtellt werden, wenn 
der erſte Lehrling das zweite Lehrjahr vollendet hat 
oder außergewöhnliche Umſtände, wie beiſpielsweiſe wirt⸗ 
jchaitſ iche, Natlaag, her Sehrjinos, und. deralgichen ., nams. 

liegen. In Betrieben, welche ſtändig mindeſtens zehn 
Geſellen beſchäftigen, dürfen zwei Lehrlinge und wenn 
einer der beiden Lehrlinge das zweite Lehrjahr vollendet 
hat, ein dritter Lehrling beſchäftigt werden. 

Für das Stellmacherhandwerk hat die Voll⸗ 
verſammlung vom 17. Oktober die Feſtſetzung folgender 
Höchſtzahlen vorgenommen: Betriebe ohne Geſellen ein 
Lehrling, mit Geſellen zwei Lehrlinge. Der Preußiſche 
Miniſter für Handel und Gewerbe hat dieſen Beſchluß 
durch Erlaß vom 11. Februar 1930 Nr. III d 379 Je mit der 
Maßnahme genehmigt, daß in Betrieben ohne Geſellen 
ein zweiter Lehrling eingeſtellt werden darf, wenn der 
erſte Lehrling das zweite Lehrjahr vollendet hat. Der 
Beſchluß war gefaßt worden auf Grund entſprechender 
Anträge des oſtpreußiſchen Stellmacherhandwerks und des 
Bundes deutſcher Karoſſerie⸗ und Wagner⸗Innungen. 
Auch für Oſtpreußen erſchien eine ſtarke Einſchränkung 
der Lehrlingshaltung im Intereſſe des Handwerks ſowie 
auch der ſich dieſem Berufe zuwendenden Jugendlichen 
dringend notwendig. da angeſichts der Ausbreitung des 
Kraftwagens die Beſchäftigung des Stellmacherhandwerks 
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in den letzten Jahren bedeutend zurückgegangen ijt uno 
Neuanfertigungen von Wagen für die meiſten Betriebe 
kaum noch in Frage kommen. 

Für das Tiſchlerhandwerk wurden mit Rück⸗ 
ſicht auf den herrſchenden Arbeitsmangel die Lehrlings⸗ 
höchſtzahlen herabgeſetzt, und zwar beſchloß die Vollver⸗ 
ſammlung die Feſtſetzung folgender Höchſtzahlen: 

Betriebe ohne Geſellen zwei Lehrlinge, 

Betriebe mit einem Geſellen drei Lehrlinge, 

Betriebe mit zwei Geſellen vier Lehrlinge, 

Betriebe mit drei und mehr Geſellen fünf Lehrlinge. 

Auf je einen weiteren Geſellen einen Lehrling mehr 
bis zur Höchſtzahl ſieben. Auch dieſer Beſchluß fand die 
Genehmigung des Preußiſchen Miniſters für Handel und 
Gewerbe (Erlaß vom 11. Februar 1930 Nr. III d 379 Je). 


Der Beſchluß der Vollverſammlung auf Feſtſetzung 
von Lehrlingshöchſtzahlen für das Glajer- 
handwerk (Betriebe ohne Geſellen einen Lehrling, 
Betriebe mit Geſellen zwei Lehrlinge) wurde vom Mi⸗ 
niſter abgelehnt, da die Ausbildung einer zu großen 
Zahl von Lehrlingen für dieſes Handwerk in Oſtpreußen 
nicht feſtgeſtellt werden konnte, angeſichts des Geburten⸗ 
rückgangs aber mit einem Rückgang des Facharbeiter⸗ 
nachwuchſes gerechnet werden muß. 


Die von der Vollverſammlung am 3. Mai 1928 be⸗ 
ſchloſſenen, vom Miniſter für Handel und Gewerbe aber 
bisher nicht genehmigten Lehrlingshöchſtzahlen 
für das Maurer: und Zimmerergewerbe 
haben auch während des vergangenen Geſchäftsjahres 
noch nicht die miniſterielle Genehmigung gefunden. Der 
Miniſter hatte, wie bereits im Vorbericht mitgeteilt 
wurde, auf Verhandlungen, die zwiſchen den Spitzenver⸗ 
tretungen der Arbeitgeber- und Arbeitnehmerſeite im 
Baugewerbe beim Deutſchen Handwerks⸗ und Gewerbe⸗ 
kammertag in Hannover in dieſer Frage ſtattfinden ſoll⸗ 
ten, verwieſen und empfohlen, den Abſchluß dieſer Ver⸗ 
handlungen abzuwarten. Die Verhandlungen haben 
bisher, da der von Arbeitnehmerſeite unterbreitete Ent: 
wurf einer Lehrlingsordnung für das Baugewerbe von 
den Arbeitgebern abgelehnt wurde, von Arbeitgeberſeite 
aber bisher ein anderer Entwurf noch nicht unterbreitet 
worden iſt, zu einem Ergebnis nicht geführt. Bevor 
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weitere Maßnahmen in diejer Angelegenheit von der 
Handwerkskammer ergriffen werden, bleibt alſo auch hier 
das Ergebnis der Zentralverhandlungen abzuwarten. 
Zur Frage der Feſtſetzung der Dauer der Lehr: 
zeit, über die gleichfalls im Vorbericht Mitteilung ge- 
macht worden iſt, iſt folgender Runderlaß des Preußiſchen 
Miniſters für Handel und Gewerbe vom 20. Auguſt 1929 
ergangen: . 

„Ich habe bisher die Auffaſſung vertreten, daß eine Ver⸗ 
längerung der Dauer der Lehrzeit für einzelne Gewerbe oder 
einzelne Gewerbezweige über den in § 130a Abſ. 1 G. O. als 
Regel feſtgeſetzten Zeitraum von drei Jahren den Innungen 
gemäß §§ 81 a Ziffer 3, 93 Abſ. 2 Ziffer 5, 100 c G. O. oder 
der Vereinbarung der Lehrvertragsparteien überlaſſen werden 
ſollte. Dieſes Verfahren hat ſich ſolange bewährt, als ſich 
derartige Anträge in mäßigen Grenzen hielten und auf ein⸗ 
zelne Gewerbe beſchränkten. Nachdem jedoch das Handwerk 
in neuerer Zeit eine Verlängerung der Dauer der Lehrzeit 
über drei Jahre hinaus in faſt allen Gewerben anſtrebt, führt 
das bisherige Verfahren zu ſtarken Abweichungen nicht nur 
zwiſchen den verſchiedenen Handwerkskammern, ſondern auch 
innerhalb der einzelnen Handwerkskammerbezirke ſelbſt, da eine 
Genehmigung derartiger Beſchlüſſe zwar nach § 100 p der Ge⸗ 
werbeordnung bei Zwangsinnungen, nicht aber bei freien In⸗ 
nungen vorgeſehen iſt. 

Ich halte es deshalb in Uebereinftimmung mit der 
Stellungnahme des Landesgewerbeamtes für zweckmäßig, daß 
in Zukunft die Handwerkskammern auf Grund des § 130 à Abſ. 
2 G. O. die Dauer der Lehrzeit für die einzelnen Gewerbe 
und Gewerbezweige für ihren Bezirk einheitlich feſtſetzen. 
Dabei iſt davon auszugehen, daß bei planmäßiger Ausbildung 
durch den Lehrherrn eine Lehrzeit von drei Jahren auch heute 
noch in der überwiegenden Anzahl der Gewerbe zur Aus⸗ 
bildung des Lehrlings regelmäßig genügen wird. Eine Ver⸗ 
längerung der Dauer der Lehrzeit über drei Jahre hinaus 
bis zur geſetzlichen Höchſtgrenze von vier Jahren kann nur 
U ſolche Gewerbe in Frage kommen, in denen die techniſchen 

nforderungen jo geſtiegen find, daß eine ordnungsmäßige 
Ausbildung in drei Jahren nicht mehr erreicht werden kann. 

Soweit danach eine Verlängerung der Dauer der Lehr: 
zeit über drei Jahre hinaus für einzelne Gewerbe in Frage 
kommt, werden die Handwerkskammern gleichzeitig für eine 
angemeſſene Entſchädigung der Lehrlinge, beſonders im vierten 
Lehrjahre, zu ſorgen haben. Eine ausreichende Entlohnung 
der Lehrlinge wird bei dem ſich in den nächſten Jahren auf 
dem Arbeitsmarkt auswirkenden Rückgang der Jugendlichen 
weſentlich dazu beitragen, eine Abwanderung Jugendlicher in 
ungelernte oder angelernte Berufe oder in Fabrikbetriebe zu 
verhindern, und damit das Handwerk vor einem Mangel an 
Nachwuchs zu bewahren. 

„Ich erſuche die Handwerkskammern, im Sinne einer ein⸗ 
heitlichen Regelung der Lehrzeitdauer für die einzelnen Ge⸗ 
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werbe und Gewerbezweige unter Beachtung vorſtehender Aus⸗ 
führungen das Erforderliche zu veranlaſſen. 


Der Inhalt des Erlaſſes läßt erkennen, daß nur 
unter ganz beſonderen Vorausſetzungen und in Ausnahme⸗ 
fällen Neigung beſteht, Beſchlüſſe der Handwerkskammern 
oder der Innungen auf Feſtſetzung der Dauer der Lehr⸗ 
zeit auf dreieinhalb Jahre oder vier Jahre zu genehmi⸗ 
gen. Auch im vergangenen Geſchäftsjahr wurde von ein⸗ 
zelnen Handwerkszweigen die Feſtſetzung der Dauer der 
Lehrzeit auf einen entſprechenden Zeitraum beantragt, 
bzw. von einzelnen Zwangsinnungen dahin zielende Be⸗ 
ſchlüſſe gefaßt. Die Handwerkskammer hat jedoch von 
einer Beſchlußfaſſung abgeſehen und den Innungen die 
Zurückziehung ihrer gefaßten Beſchlüſſe empfohlen. 

Nachdem die Richtlinien der Handwerks⸗ 
kammer für die Entſchädigung der Lehr⸗ 
linge bereits im Juli 1928 heraufgeſetzt worden 
waren, hat der Vorſtand Anträge auf weitere Erhöhung 
der Entſchädigungsſätze abgelehnt, da ſeit dem Juli des 
Vorjahres von einer Erhöhung der allgemeinen Lebens⸗ 
haltung nicht geſprochen werden kann. Der Vorſtand 
behält ſich jedoch vor, nach Ablauf einer angemeſſenen 
Zeit die Koſtgeldentſchädigungsſätze erneut zu prüfen. 

Der von der Handwerkskammer herausgegebene 
Lehrvertragsvordruck iſt durch Beſchluß der 
Vollverſammlung vom 17. Oktober 1929 abgeändert wor⸗ 
den. Die Abänderungen betrafen insbeſondere das Verbot 
der Uebernahme von Nebenarbeit durch Lehrlinge und 
einige durch neuere geſetzliche Vorſchriften überholte Ein⸗ 
zelbeſtimmungen. Die Genehmigung des Preußiſchen Mi⸗ 
niſters für Handel und Gewerbe ſteht noch aus. 


Für das Buchdruckerhandwerk haben die Fachaus⸗ 
ſchüſſe während des letzten Geſchäftsjahres die Heraus⸗ 
gabe eines Sonderlehrvertragsvordrucks beſchloſſen. Der 
Lehrvertrag iſt von den Abteilungen der Handwerks⸗ 
kammer eingehend geprüft worden und, nachdem den Ab⸗ 
änderungsforderungen der Handwerkskammer entſprochen 
worden iſt, zugelaſſen. 

Die verwaltungsmäßige Durchführung und Ueber⸗ 
wachung des Lehrlingsweſens lag in den Händen der 
Abteilungen. Ueber die Zahlyder im vergangenen Jahre 
in die Lehrlingsrolle der Fundwerkskammer und die 
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Rolle der Innungen eingetragenen oder ausgetragenen 
Lehrlinge ſowie über den gegenwärtigen Stand, gibt die 
als Anlage II beigefügte Lehrlingsſtatiſtik Auskunft. 

Zwecks Ueberwachung der Lehrlingshöchſtzahlen fan⸗ 
den bei den Abteilungen auch im vergangenen Geſchäfts⸗ 
jahre Reviſionen der Betriebe ſtatt. Auf Grund der 
eingereichten Reviſionsberichte ſahen ſich die Abteilungen 
veranlaßt, eine Anzahl von Mißſtänden zu beſeitigen. 
Gegen eine größere Anzahl von Betrieben mußte wegen 
unbefugter Lehrlingshaltung eingeſchritten werden. An 
anderen Stellen wurde die unbefugte Führung des 
Meiſtertitels feſtgeſtellt. In einzelnen Fällen wurde es 
auch erforderlich, wegen fortgeſetzter Vergehen gegen die 
einſchlägigen Lehrlingsvorſchriften die Entziehung der An⸗ 
leitungsbefugnis zu beantragen. Die Reviſionstätigkeit 
der Abteilungen war im vergangenen Geſchäftsjahre von 
gutem Erfolg. Die daraus für die Abteilungen ent⸗ 
ſtehende Arbeit war im vergangenen Geſchäftsjahre recht 
umfangreich. 

Die paritätiſchen Ausſchüſſe im Bäcker⸗, Konditor⸗ und 
Fleiſcherhandwerk ſind bei ſämtlichen Abteilungen während 
des vergangenen Jahres wiederholt zur Bearbeitung von 
Anträgen zuſammengetreten. Anträge auf Erteilung der 
Anleitungsbefugnis wurden auch während des vergange⸗ 
nen Geſchäftsjahres den Abteilungen in zahlreichen Fällen 
zur gutachtlichen Aeußerung zugeſchickt. Sie wurden nach 
eingehender Prüfung nur in den Fällen, in denen die 
geſetzlichen Vorſchriften erfüllt waren, befürwortet. Ge⸗ 
ſuche um Abkürzung der Lehrzeit ſind von den Abteilungen 
nur in Ausnahmefällen, in denen es ſich um ältere Lehr⸗ 
linge handelte, genehmigt worden. Auf den Wert der 
Eignungsprüfung für das Handwerk, iſt von den Abtei⸗ 
lungen auch während des vergangenen Geſchäftsjahres 
wiederum bei jeder ſich bietenden Gelegenheit hingewieſen 
worden. Die Verbreitung der Eignungsprüfung hat im 
vergangenen Geſchäftsjahre weiterhin zugenommen. 


d) Prüfungsweſen. 

Die von der Vollverſammlung am 17. Oktober 1929 
beſchloſene Abänderung der Geſellenprü⸗ 
fungsordnung für Färber iſt durch Erlaß des 
Herrn Oberpräſidenten der Provinz Oſtpreußen geneh⸗ 
migt worden. 
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Durch Beſchluß der Vollverſammlung wurde ferner 
zwecks Anpaſſung an die neuzeitliche Technik eine Ab⸗ 
änderung der Meiſterprüfungsordnung 
für das Färberhandwerk vorgenommen, 
ſowie eine Meiſterprüfungsordnung für 
das Gelb-, Kunſt⸗ und Metallgießer⸗ 
handwerk neu erlaſſen. Die Abänderung der 
Meiſterprüfungsordnung für das Friſeur⸗ 
handwerk, über die im Vorbericht ausführlich berich⸗ 
tet wurde, iſt von der Vollverſammlung nicht beſchloſſen 
worden. Nachdem nämlich der oſtpreußiſche Friſeurver⸗ 
band auf die beſonders großen Schwierigkeiten bei einer 
Einführung der Vollprüfung im Friſeurhandwerk in Oſt⸗ 
preußen hingewieſen und eine dreijährige Uebergangs⸗ 
zeit gefordert hatte, hat ſich der Vorſtand der Handwerks⸗ 
kammer zur Zurückziehung ſeiner Vorlage entſchloſſen. 
Nachdem indeſſen der Preußiſche Miniſter für Handel und 
Gewerbe, um die Einheitlichkeit des Prüfungsweſens im 
preußiſchen Staatsgebiet nicht zu gefährden, einen ent⸗ 
ſprechenden Antrag der Handwerkskammer abgelehnt 
hatte, wird der nächſten Vollverſammlung nunmehr die 
Abänderung der Meiſterprüfungsordnung vorgeſchlagen 
werden. 

Die Meiſterprüfungsordnung für das 
Schornſteinfegerhandwerk iſt von der Vollver⸗ 
ſammlung erneut beraten worden. Die Vollverſammlung 
hat hierbei ihren früheren Beſchluß erneuert. Dadurch 
iſt die Forderung auf Einführung einer dreitägigen Prü⸗ 
fungsdauer erneut abgelehnt worden. Der Preußiſche 
Miniſter für Handel und Gewerbe hat indeſſen dem Be⸗ 
ſchluß der Vollverſammlung wiederum ſeine Genehmigung 
verſagt und die Handwerkskammer erſucht, erneut über 
die Abänderung der Meiſterprüfungsordnung zu beraten. 
Die nächſte Vollverſammlung wird ſich deshalb wiederum 
mit dieſer Frage beſchäftigen müſſen. 

Für die Meiſterprüfung im Buchdrucker⸗ 
handwerk wurden nach eingehender Prüfung die vom 
Deutſchen Buchdrucker⸗Verein herausgegebenen Richt⸗ 
linien den Prüfungskommiſſionsmitgliedern empfohlen. 

Die Geſellenprüfungsgebühren ſind 
VA Beſchluß der Vollverſammlung von RM. 12,— auf 
RM. 15, — erhöht worden. Die Entſchädigungsſätze der 
Mitglieder der Meiſterprüfungskommiſſionen wurden von 
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der Vollverſammlung für die Vorjigenden von RM. 12,— 
auf RM. 15,—, für die Beiſitzer von RM. 7,50 auf RM. 
10,— (für auswärtige Mitglieder von RM. 10,— auf 
RM. 12,50) erhöht. Ferner wurde denjenigen Perſonen, 
die mit der Beaufſichtigung der Arbeitsprobe bzw. der 
Anfertigung des Meiſterſtücks beauftragt ſind, eine Son⸗ 
derentſchädigung von RM. 3,— zugebilligt. Der Preu⸗ 
ßiſche Miniſter für Handel und Gewerbe hat die ent⸗ 
ſprechenden Aenderungen der Prüfungsordnungen ge⸗ 
nehmigt. 

Die Mitglieder der Meiſterprüfungs⸗ 
kommiſſionen, deren Amtszeit mit dem 1. April 
1929 abgelaufen war, ſind durch den Herrn Oberpräſiden⸗ 
ten neu ernannt worden. 

Ueber die Zahl der im vergangenen Geſchäftsjahre 
abgehaltenen Meiſterprüfungen gibt die als Anlage III 
beigefügte Aufſtellung Aufſchluß. 


e) Unterrichtsweſen. 


Die überwiegende Bedeutung der fachlichen und 
theoretiſchen Ausbildung für den Nachwuchs im Handwerk 
und der Weiterbildung des Meiſterſtandes, veranlaßten 
die Handwerkskammer und ihre Abteilungen, auch wäh⸗ 
rend des vergangenen Geſchäftsjahres dem Unterrichts- 
weſen weitere Aufmerkſamkeit zu widmen. Leider war 
indeſſen eine Einſchränkung gegenüber der Tätigkeit im 
Vorjahre unvermeidlich, da die Vorſtellungen der Hand⸗ 
werkskammer, für dieſe Zwecke weitere Mittel zu erhal⸗ 
ten, leider bisher ohne Erfolg geblieben ſind, die vor⸗ 
handenen Mittel aber nahezu vollſtändig verbraucht 
waren. Die der Handwerkskammer zur Verfügung ſte⸗ 
henden eigenen Etatsmittel laſſen jedoch nur die Ver⸗ 
anſtaltung in einem geringen Ausmaße zu. Handwer⸗ 
kerſchulungskurſe konnten, abgeſehen von einigen, 
die zu Beginn des Geſchäftsjahres im Abteilungsbezirk 
Allenſtein bereits vorbereitet waren und über die im 
Vorbericht bereits nähere Mitteilungen gemacht wurden, 
aus Mangel an Mitteln nicht mehr durchgeführt werden. 
Desgleichen konnten weſentliche Unterſtützungen für die 
Förderung des Fachſchulweſens nicht mehr gezahlt werden. 

Die Gewerbeförderungsanſtalt für Oſt⸗ 
preußen zu Gumbinnen hat während des vergange⸗ 
nen Geſchäftsjahres in gleicher Weiſe wie bisher Fach- 
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kurſe abgehalten. Beſonders zu erwähnen ſind hierbei 
Kurſe für das Polſterergewerbe, die an verſchiedenen 
Orten gemeinſam mit dem Innungsverband ſelbſtändi⸗ 
ger Sattler und Tapezierer veranſtaltet wurden und die 
von einem von der Fachſchule des Reichsverbandes deut⸗ 
ſcher Sattler: und Tapezierermeiſter Hildesheim zur Ver⸗ 
fügung geſtellten Fachlehrer geleitet wurden. 

Daneben ſind von den Abteilungen während des 
vergangenen Geſchäftsjahres wiederum eine Anzahl von 
theoretiſchen und fachlichen Kurſen veranſtaltet worden. 
Die Handwerkskammer Abteilung Königs⸗ 
berg veranſtaltete in Königsberg einen Schuhmacher⸗ 
kurſus, der von zehn Teilnehmern beſucht worden iſt und 
ſich insbeſondere auf Maßnehmen, Leiſtenherrichten, Fuß⸗ 
abgipſen, Schäfte- und Modellzeichnen erſtreckte. Daneben 
fand ein Zuſchneidekurſus für Herren- und Damengarde⸗ 
roben ſtatt, der mit gutem Erfolg beſucht worden iſt. 
Zur Vorbereitung auf die Meiſterprüfung wurden im 
Abteilungsbezirk Königsberg ſieben Kurſe, davon vier in 
Königsberg mit 132 Teilnehmern, ein Kurſus in Barten⸗ 
ſtein mit 16, ein Kurſus in Labiau mit 12 und ein 
Kurſus in Tapiau mit 18 Teilnehmern abgehalten. 

Von der Abteilung Allenſtein wurden fünf 
Meiſterkurſe mit 16 Teilnehmern und vier Buchführungs⸗ 
kurſe mit 74 Teilnehmern veranſtaltet. Die Fachkurſe 
wurden im Abteilungsbezirk Gumbinnen der Gewerbe⸗ 
förderungsanſtalt in Gumbinnen überlaſſen. Im Ab⸗ 
teilungsbezirk Elbing laufen bei Abſchluß des 
Berichts drei Meiſterkurſe in Elbing, Pr. Holland und 
Marienburg mit insgeſamt 40 Teilnehmern. 

Der Bau der Maſchinen bauſchule in Gum⸗ 
binnen ſoll ſo gefördert werden, daß die Anſtalt am 
1. Oktober 1930 eröffnet werden kann. Die Verträge 
zwiſchen den Trägern der Maſchinenbauſchule und der 
Gewerbeförderungsanſtalt ſtehen zurzeit vor dem Abſchluß. 
Leider kann indeſſen zurzeit noch nichts Endgültiges über 
dieſe Verträge berichtet werden. 


1) Wohlfahrtseinrichtungen. 
Das Handwerker⸗ Erholungsheim wurde 
im vergangenen Geſchäftsjahre, dem zweiten Jahre ſeit 
ſeinem Beſtehen, von insgeſamt 273 Penſionsgäſten gegen⸗ 
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über 397 im Vorjahre mit insgeſamt 2902 Uebernach⸗ 
tungen gegenüber 3226 im Vorjahre beſucht. Die Geſamt⸗ 
zahl der Gäſte und Uebernachtungen iſt alſo zurück⸗ 
gegangen. Seitens der Mitglieder des Vereins iſt in⸗ 
deſſen das Heim lebhafter beſucht worden. Hier hat ſich 
die Zahl der Uebernachtungen um mehr als 50 Prozent 
geſteigert. Das iſt darauf zurückzuführen, daß es dank der 
Mittel, die der Magiſtrat (Wohlfahrtsamt) Königsberg 
und der Magiſtrat der Stadt Gumbinnen, ſowie die 
Handwerkskammer⸗Abteilungen Allenſtein und Königs⸗ 
berg zur Gewährung von Freiſtellen an würdige und er⸗ 
holungsbedürftige Handwerker zur Verfügung ſtellten, 
möglich war, in den Monaten Mai, Juni, Auguſt und 
September ſechzig älteren Handwerksmeiſtern auf je zehn 
Tage koſtenfreien Erholungsaufenthalt (Wohnung und 
Verpflegung einſchl. freier Reiſe) zu bieten. Der Rück⸗ 
gang der Geſamtzahl der Heimgäſte hat ſeinen Grund 
darin, daß infolge des im Frühjahr 1929 herrſchenden 
beſonders kühlen Wetters erſt in der zweiten Hälfte des 
Monats Juni eine größere Zahl von Heimgäſten zu ver⸗ 
zeichnen war und das Heim vom 1. Dezember 1929 ab 
den Winter über, der hohen Koſten wegen, geſchloſſen 
werden mußte, da mit der erneuten Veranſtaltung von 
Schulungskurſen wie im Vorjahre aus Mangel an Mitteln 
nicht zu rechnen war. 

Auch im vergangenen Geſchäftsjahre iſt das Heim 
wiederholt von Innungen und ſonſtigen Vereinigungen 
gelegentlich von Ausflügen beſucht worden. Insbeſondere 
zu erwähnen ſind die Töpfer⸗, Schneider⸗ und Fleiſcher⸗ 
Innung zu Königsberg ſowie der Reichsverband der 
Maler und Lackierer, die Ausflüge an die Samlandküſte 
unternahmen und hierbei das Heim beſuchten. 

Erfreulich war, daß die Gemeinde Georgenswalde 
die in Ausſicht geſtellte Kanaliſationsanlage noch vor 
Beginn der Hauptſaiſon fertigſtellen konnte, ſo daß nun 
auch nach dieſer Richtung hin das Erholungsheim allen 
hygieniſchen Anforderungen entſpricht. Allerdings ſind 
in den beiden erſten Jahren ganz erhebliche Mittel auf⸗ 
gewendet worden, um den Heimgäſten den Aufenthalt 
ſo angenehm wie möglich zu machen. Sache des oſt⸗ 
preußiſchen Handwerks iſt es, von der ihm gebotenen Ge⸗ 
legenheit, zu angemeſſenen Preiſen ſich Erholung und Er⸗ 
friſchung an unſerem herrlichen Seeſtrande zu verſchaffen 
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und als Wohnſtätte während dieſer Zeit das Haus „Vier 
Jahreszeiten Georgenswalde (Samland), zu wählen, in 
weitgehendſtem Umfange Gebrauch zu machen. Abge⸗ 
ſehen hiervon ſollten von Körperſchaften des Handwerks, 
Gemeinden und Kommunalverbänden in weit größerem 
Maße als bisher Mittel zur Gewährung von Freiſtellen 
an bedürftige und erholungsbedürftige Meiſter zur Ver⸗ 
fügung geſtellt werden. Wie ſegensreich ſolche Auf⸗ 
wendungen wirken, geht aus den Dankſagungen und Be⸗ 
richten derjenigen hervor, denen bisher dieſe Wohltat 
verſchafft werden konnte (vgl. Nr. 1 S. 5 der „Dit 
preußiſchen Handwerkszeitung“). 

Als Spende für die Ausſchmückung des Heims iſt im 
letzten Jahr von Herrn Hofphotograph Alfred Kühle⸗ 
windt⸗Königsberg ein größeres Bild (photographiſche 
Aufnahme der Teilnehmer an dem 1. Handwerker⸗ 
ſchulungskurſus in Georgenswalde) in dankenswerter 
Weiſe geſtiftet worden. Die Bücherei des Heims konnte 
um eine Reihe von wertvollen Bänden vermehrt werden. 

Die Geſchäftsſtelle des Vereins Handwerker⸗Erho⸗ 
lungsheim Oſtpreußen e. V. befindet ſich nach wie vor in 
Königsberg Pr., Schloßſtr. 6 (Fernruf Nr. 10140). Dort⸗ 
hin ſind Anträge auf Erwerb der Mitgliedſchaft (Beitrag 
für Einzelmitglieder 3,,- RM., für korporative Mit⸗ 
glieder 25,— RM. jährlich) zu richten. Die Beiträge find 
auf das Poſtſcheckkonto des Vereins beim Poſtſcheckamt 
Königsberg, Kontonummer 15722, zu überweiſen. Nur 
Vereinsmitglieder oder Mitglieder von körperſchaftlichen 
Mitgliedern des Vereins genießen die ermäßigten Pen⸗ 
ſionspreiſe. Anträge auf Aufnahme in das Heim ſind 
ausſchließlich an den Heimverwalter, Herrn Oekonom 
Robert Hartmann, Haus „Vier Jahreszeiten“, Ge⸗ 
orgenswalde (Samland), Fernſprecher Rauſchen Nr. 226, 
zu richten. Von dort können ebenſo wie von der Geſchäfts⸗ 
Kelle des Vereins eingehende Profpekte koſtenlos bezogen 
werden. 

Die VOI K, Verſicherungsanſtalt oſtdeutſcher Hand⸗ 
werkskammern V. a. G., hat im abgelaufenen Geſchäfts⸗ 
jahr trotz der wirtſchaftlichen Not Oſtpreußens wiederum 
in unſerer Provinz ihren Mitgliederbeſtand um rund 
600 Mitglieder erhöhen können. Der Beſtand iſt dadurch 
auf 7654 Mitglieder geſtiegen. Wie günſtig ſich die Ta⸗ 
rife dieſer rein berufsſtändiſchen Einrichtung des Hand⸗ 


— 94 — 


werks für die Mitglieder ausgewirkt haben, ergibt ſich 
allein aus der Tatſache, daß die VOHK in den letzten 
drei Jahren faſt 90 Prozent der eingekommenen Beiträge 
an die verſicherten Mitglieder in Form von Verſicherungs⸗ 
leiſtungen wieder zurückgezahlt hat. Dieſer hohe Lei⸗ 
ſtungsprozentſatz iſt naturgemäß nur möglich geweſen, 
weil die VOHK ein auf gemeinnütziger Grundlage ar⸗ 
beitender Verein auf Gegenſeitigkeit iſt und keine Er⸗ 
werbsgeſellſchaft. Die Leitung und Beaufſichtigung dieſer 
Anſtalt liegt ausſchließlich in den Händen von Hand⸗ 
werksmeiſtern. Allein aus Oſtpreußen ſind 24 Hand⸗ 
werksmeiſter als Abgeordnete bzw. als Erſatzmänner zur 
Generalverſammlung delegiert. Herr Maurer- und 
Zimmermeiſter Albert Klein, Vorſitzender der Abtei⸗ 
lu, Ciniegbero dor. S r SL N., 1, Mitegiede eo 
Aufſichtsrats der VOHK; außerdem iſt die Handwerks⸗ 
kammer für das öſtliche Preußen durch die Perſon des 
Syndikus, Herrn Dr. jur. Karl Henze, mit Sitz und 
Stimme im Aufſichtsrat vertreten. 

In den Abteilungen Sparlebens- und Lebensverſiche— 
rung konnte ebenfalls ein erfreulicher Zugang an Mit⸗ 
gliedern verzeichnet werden. Im Beſonderen verdient 
die Sparlebensverſicherung der VOHK größte Beach⸗ 
tung, weil die Vorteile dieſer Sparmethode außerordent- 
lich günſtig ſind. Der Beſtand in dieſem Verſicherungs⸗ 
zweige konnte im Berichtsjahre auf rund 600 000 RM. 
erhöht werden. — Den vielfach vorgebrachten Wünſchen 
auf Schaffung einer möglichſt billigen reinen Sterbegeld⸗ 
verſicherung iſt durch die Einführung eines neuen Tarifes 
entſprochen worden. Mit dieſem Tarif, der beſonders 
geeignet iſt, Innungen und Vereinen eine Kollektiv⸗ 
verſicherung ihrer Mitglieder zu ermöglichen, werden wohl 
die leider noch immer anzutreffenden Umlageſterbekaſſen, 
die in keiner Weiſe den Intereſſen der angeſchloſſenen 
Mitglieder dienen, verdrängt werden. Der neue Tarif 
der VOHK kann als ein weiterer Fortſchritt nur begrüßt 
werden. 

Im vergangenen Geſchäftsbericht haben wir zur Frage 
der Schaffung von Fürſorgeeinrichtungen 
für das ſelbſtändige Handwerk ausführlich 
Stellung genommen. Soweit die Schaffung derartiger Ein⸗ 
richtungen durch die Handwerkskammer in Frage kommt, 
wird auf die Ausführungen im letzten Bericht (Abſchnitt 
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„Wohlfahrtseinrichtungen“) verwieſen. Beſondere Schwie- 
rigkeiten, die im Handwerk vielfach nicht klar genug er⸗ 
kannt werden, müſſen von den auf dem Amlage⸗ 
verfahren beruhenden Anterſtützungs⸗ 
kaſſen, die auch in Oſtpreußen von zahlreichen In⸗ 
nungen und Innungsverbänden errichtet worden ſind, 
erwartet werden. Der Reichswirtſchaftsminiſter nahm 
deshalb Veranlaſſung, darauf hinzuweiſen, daß dem Am⸗ 
lageverfahren erhebliche techniſche Anzulänglichkeiten und 
weſentliche Mängel anhaften. Mit dem Aufhören eines 
weſentlichen Mitgliederzuganges, mit zunehmendem Alter 
der verbleibenden Mitglieder oder bei Rückgang der Mit⸗ 
gliederzahlen wird es entweder erforderlich werden, die 
Leiſtungen an die Hinterbliebenen der Verſtorbenen her⸗ 
abzuſetzen oder aber die Beiträge zu erhöhen. Ein wei⸗ 
terer Nachteil iſt ferner darin zu ſehen, daß der junge 
Handwerksmeiſter bedeutend länger und damit bedeutend 
höhere Summen zu leiſten hat, als der bei Errichtung 
der Innung bereits im vorgerückten Alter ſtehende. Ein 
Fachmann auf dem Gebiete des Verſicherungsweſens, Pro⸗ 
feſſor Riebeſell⸗Hamburg, warnt dringend vor Einrich⸗ 
tungen dieſer Art und führt aus, daß das Umlage⸗ 
verfahren am Anfang über die wahre Belaſtung voll⸗ 
kommen hinwegtäuſche und am Schluſſe teurer fet, als das 
verſicherungstechniſche, einwandfreie Verfahren, und daß 
es nichts weiter ſei, als eine Entlaſtung der Gegenwart 
auf Koſten der Zukunft. Die Handwerkskammer hat 
deshalb die oſtpreußiſchen Provinzialinnungsverbände auf 
dieſe Umjtände aufmerkſam gemacht und ihnen gleichzeitig 
eine Schrift über „Soziale Fürſorgeeinrichtungen für das 
ſelbſtändige Handwerk“, die in kurzer, klarer, aber trotz⸗ 
dem erſchöpfender Weiſe über dieſe Fragen Auskunft gibt, 
zugeleitet. Die Handwerkskammer wird auch in Zukunft 
Gelegenheit nehmen, vor der Errichtung von Unterſtützungs⸗ 
kaſſen, die nicht in verſicherungstechniſcher Hinſicht ein⸗ 
wandfrei ſind, im Intereſſe des Handwerks zu warnen. 


IV. Sozialpolitik. 


Bei der ſtarken Belaſtung des ſelbſtändigen Hand⸗ 
werks mit Steuern und ſozialen Abgaben kam der wäh⸗ 
rend des vergangenen Geſchäftsjahres in die Wege ge- 
leiteten Reform der Arbeitsloſenverſiche-⸗ 
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rung ganz beſondere Bedeutung zu. Bereits in der kur⸗ 
zen Zeit ihres Beſtehens hatte ſich herausgeſtellt, daß die 
geſetzliche Regelung der Arbeitsloſenverſicherung in der 
beſtehenden Faſſung nicht nur inſofern zu Schwierigkeiten 
geführt hatte, als die Ausleſe unterſtützungsbedürftiger 
und unterſtützungswürdiger Arbeitsloſer nur mangelhaft 
war, ſondern daß auch die Einnahmen der Reichsanſtalt 
für die Deckung ihrer Ausgaben nicht mehr ausreichten. 
Die Organiſationen des Handwerks, wie auch die übri- 
gen Spitzenverbände der Wirtſchaft, haben ſich deshalb 
während des vergangenen Jahres mit beſonderer Auf⸗ 
merkſamkeit mit den Fragen der Arbeitsloſenverſicherung 
beſchäftigt und eine Herabſetzung der Ausgaben der An⸗ 
ſtalt nach der Richtung hin gefordert, daß die Anter⸗ 
ſtützungen nur in den Fällen gewährt werden, in denen 
ſie unter ſozialen Geſichtspunkten vertreten werden 
können. Leider iſt den berechtigten Forderungen der 
Wirtſchaft nicht Rechnung getragen worden. Durch das 
„Geſetz zur Aenderung des Geſetzes über Arbeitsvermitt⸗ 
lung und Arbeitsloſenverſicherung“ vom 12. Oktober 1929 
wurden zwar einige geringfügige Aenderungen, die die 
Ausgaben der Reichsanſtalt berührten, vorgenommen; die 
endgültige finanzielle Regelung der Verhältniſſe der An⸗ 
ſtalt wurde indeſſen vertagt. In dem Sofortprogramm 
der Reichsregierung wurde dann trotz der Einſprüche der 
Wirtſchaftsverbände einer bis zum 1. Juli 1930 befriſte⸗ 
ten Erhöhung der Beiträge um einhalb Prozent im 
Reichstage zugeſtimmt. Damit ſind dem Handwerk neue 
Laſten aufgebürdet worden, ohne daß wirklich eine Sa⸗ 
nierung der Reichsanſtalt erreicht iſt. Schon heute läßt 
ſich nämlich feſtſtellen, daß das Beitragsaufkommen nicht 
dazu ausreichen wird, die zu erwartenden Fehlbeträge zu 
decken. 

Auf ähnlichem Wege bewegen ſich leider gleichfalls 
die hinſichtlich der übrigen Gebiete der Sozialverſicherung 
in Ausſicht genommenen Reformen. In den Kreiſen der 
Wirtſchaft wurde während des vergangenen Geſchäfts⸗ 
jahres insbeſondere die Frage der Abänderung der 
Krankenverſicherung erörtert. Die bisher vor⸗ 
liegenden zentralbehördlichen Vorſchläge laſſen leider auch 
hier die notwendige Rückſichtnahme auf die kriſenhafte 
Situation, in der ſich die Wirtſchaft befindet, vermiſſen. 
Abgeſehen von weiteren Erhöhungen und Belaſtungen, 
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die insbeſondere durch eine Erweiterung des Kreiſes der 
Verſicherungspflichtigen entſtehen werden, laſſen die Vor⸗ 
ſchläge die Abſicht erkennen, den Innungskranken⸗ 
kaſſen bei ihrer Errichtung beſondere Schwierigkeiten 
zu bereiten. Die Vorſchläge haben ſich indeſſen noch nicht 
zu einer Vorlage an die geſetzgebenden Körperſchaften 
verdichtet. Die Organiſationen des Handwerks haben 
immerhin Gelegenheit genommen, ſchon jetzt ihre Stellung⸗ 
nahme zu dieſen Vorſchlägen an maßgebender Stelle zu 
unterbreiten. 


Die außerordentlich ſtarke Belaſtung, die mit der 
Durchführung der Sozialverſicherung auf allen Gebieten 
verbunden iſt, macht es dem Handwerk zur Pflicht, ſeiner⸗ 
ſeits dafür Sorge zu tragen, daß Handwerksmeiſter in den 
Ausſchüſſen der Körperſchaften der Sozialverſicherung in 
einer der Bedeutung des Handwerks angemeſſenen Zahl 
vertreten find. Erfreulicherweiſe gelang es bei den Wa h⸗ 
len der Beiſitzer in den Spruchbehörden 
der Angeſtelltenverſicherung unter den in 
Frage kommenden oſtpreußiſchen Wirtſchaftskreiſen eine 
Einigung zu erzielen, durch die eine hinreichende 
Beteiligung des Handwerkerſtandes geſichert werden 
könnte. 


Beſondere Aufmerkſamkeit hat die Handwerkskammer 
im vergangenen Geſchäftsjahre der Entwicklung des 
Tarifvertragsweſens zugewandt. Angeſichts der 
nicht mehr aufzuhaltenden Ausbreitung der Tarifverträge 
erſcheint es unbedingt notwendig, daß ſich das Handwerk 
dort, wo Ueberſchneidungen mit der Induſtrie ſtattfinden, 
ſeinerſeits einen genügenden Einfluß auf das Zuſtande⸗ 
kommen von Tarifverträgen ſichert. Abgeſehen von der 
verſchiedenartigen Auffaſſung in der Frage der Regelung 
des Lehrlingsweſens im Tarifvertrag, hat das Handwerk 
auch bezüglich der Arbeitszeit und der Ueberſtunden 
andere Intereſſen als die großen Induſtriebetriebe. Bei 
einer kommenden Regelung des Tarifrechts, die in der 
arbeitsrechtlichen Literatur des vergangenen Jahres viel⸗ 
fach erörtert wurde, wird deshalb dafür Sorge getragen 
werden müſſen, daß dem Handwerk die Möglichkeit gege⸗ 
ben wird, ſich der Allgemeinverbindlichkeit von Induſtrie⸗ 
tarifen erforderlichenfalls durch die Aufſtellung eigener 
Tarifverträge zu entziehen. 
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Die Beſtrebungen der Arbeitnehmer, eine Rege- 
lung des Lehrlingsweſens in den Tarif⸗ 
verträgen durchzuſetzen, haben ſich während des ver⸗ 
gangenen Geſchäftsjahres verſtärkt. Der Kampf des Hand⸗ 
werks gegen dieſe Beſtrebungen iſt um ſo ſchwerer, als die 
Induſtriebetriebe in dieſer Hinſicht vielfach leichter zum 
Nachgeben gegenüber den Forderungen der Gewerkſchaften 
bereit ſind. Nachdem die Regelung des Lehrlingsweſens 
im Tarifvertrag bereits für das Baugewerbe und das 
Buchdruckgewerbe erfolgt ijt, wurde nunmehr in Weit: 
deutſchland der Verſuch unternommen, das gleiche für das 
Tiſchlerhandwerk durchzuſetzen. Der Kampf zwiſchen Ar⸗ 
beitgebern und Arbeitnehmern um dieſe Frage hat dort 
recht ſcharfe Formen angenommen. Wenn auch bisher 
für dieſes Handwerk der Kampf auf das oſtpreußiſche 
Lehrlingsgebiet noch nicht übergegriffen hat, ſo kann doch 
darüber kein Zweifel beſtehen, daß für das oſtpreußiſche 
Tiſchlerhandwerk dieſe Frage in abſehbarer Zeit Bedeu- 
tung gewinnen wird. In den Tarifverträgen des 
Töpfer: und Ofenſetzergewerbes find gleichfalls wäh⸗ 
rend des vergangenen Jahres Lehrlingsfragen geregelt 
worden. 

Wie in früheren Jahren, ſo hat die Handwerkskammer 
auch im vergangenen Jahre das Tarifvertragsweſen genau 
verfolgt und gegen die Allgemeinverbindlichkeitserklärung 
von Lehrlingsbeſtimmungen in Tarifverträgen Einſpruch 
erhoben. Leider iſt durch Entſcheidungen des Landes⸗ 
arbeitsgerichts, die ſich mit der Auffaſſung des Reichs⸗ 
arbeitsminiſteriums decken, während des vergangenen 
Jahres feſtgeſtellt worden, daß der Ausſchluß der All⸗ 
gemeinverbindlichkeit nur für diejenigen Vorſchriften des 
Tarifvertrages gilt, für die die Handwerkskammer ihrer⸗ 
ſeits bindende Vorſchriften und nicht nur Richtlinien zu 
erlaſſen berechtigt ijt. Das hat zur Folge, daß Beſtim⸗ 
mungen in den Tarifverträgen über den Urlaub und die 
Entſchädigung der Lehrlinge trotz der von der Handwerks⸗ 
kammer erlaſſenen Richtlinien allgemeinverbindliche 
Kraft erlangen können. Im übrigen haben die Abtei⸗ 
Tyunngn,, der. Hou. dmerkskommer. Die, Arogailgtionen,. Des. 
Handwerks auf die Bedeutung dieſer Fragen aufmerkſam 
gemacht, und offenbar, abgeſehen von den erwähnten 
Fällen, auch erreicht, daß die Regelung von Lehrlings⸗ 
fragen in den Tarifverträgen unterblieben iſt. 
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Eine endgültige Bereinigung dieſer Frage wird 
hoffentlich im Zuſammenhang mit dem Berufsausbil- 
dungsgeſetz, über das im Abſchnitt „Lehrlingsweſen“ ein⸗ 
gehender berichtet wird, erfolgen. 


Das Arbeitsſchutzgeſetz, über deſſen Inhalt 
wir in früheren Geſchäftsberichten eingehendere Mittei⸗ 
lungen machten, iſt während des vergangenen Jahres 
noch nicht verabſchiedet worden. Die Schwierigkeiten, die 
dem Handwerk aus der zurzeit geltenden Regelung der 
Arbeitszeit erwachſen, dauerten auch während des ver⸗ 
gangenen Jahres an. Im Zuſammenhang hiermit ſei 
noch erwähnt, daß die Handwerkskammer den Vorſchlag, 
die Feſtſetzung der Ausnahmeſonntage vor 
Weihnachten und ſonſtigen großen Feiertagen durch 
reichsrechtliche Regelung anſtelle der bisher 
gültigen landesrechtlichen zu vollzielen, abgelehnt hat. 
Mit Rückſicht auf die beſonderen Verhältniſſe der ver⸗ 
ſchiedenen Gebiete erſchien es der Handwerkskammer not⸗ 
wendig, die Regelung dieſer Frage den Ländern zu über⸗ 
laſſen. Angeſichts der örtlichen Bedeutung dieſer Frage 
können nach Anſicht der Handwerkskammer aus den terri⸗ 
torialen Verſchiedenheiten Schwierigkeiten nur in ganz 
vereinzelten Fällen entſtehen. 


Der Kampf, der ſeit einigen Jahren gegen 
die Errichtung der Innungskrankenkaſſen 


geführt wurde, trat zwar — abgeſehen von 
den oben erwähnten Reformplänen zur Kranken⸗ 
verſicherung — infolge der Behandlung ſonſtiger 


geſetzgeberiſcher Maßnahmen während des vergange⸗ 
nen Geſchäftsjahres etwas in den Hintergrund. Es 
muß jedoch nach wie vor mit einer weit verbreiteten Ab— 
neigung gegenüber den Innungskrankenkaſſen gerechnet 
werden, ſo daß alle Veranlaſſung beſteht, gegen Angriffe 
auf der Hut zu fein und bei den Innungskrankenkaſſen 
alles zu vermeiden, was Material zu derartigen An⸗ 
griffen liefern könnte. Genährt wurden die Angriffe 
insbeſondere noch dadurch, daß ſich in einzelnen Gebiets⸗ 
teilen, ſo auch in Oſtpreußen, nichthandwerkliche Gewerbe⸗ 
treibende zu Innungen lediglich zum Zwecke der Errich⸗ 
tung einer Innungskrankenkaſſe zuſammenſchloſſen. Das 
Handwerk wie auch die Handwerkskammer hat im Inter⸗ 
eſſe des Handwerks gegen die Errichtung derartiger 
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Krankenkaſſen, die zwar mit dem Wortlaut des Geſetzes, 
nicht aber mit ſeinem Sinn und Zweck vereinbar ſind, 
Stellung genommen. In Oſtpreußen iſt es trotzdem zur 
Errichtung einer Innungskrankenkaſſe für Gaſtwirte in 
Allenſtein gekommen. Der Deutſche Handwerks⸗ und Ge⸗ 
werbekammertag hat deshalb eine Aenderung der geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen in dem Sinne beantragt, daß nur 
Handwerkerinnungen die Gründung von Innungs⸗ 
krankenkaſſen geſtattet ſein ſoll. Die in Oſtpreußen 
beſtehenden Innungskrankenkaſſen ſind von den Ab⸗ 
teilungen der Handwerkskammer über die Gefahren, die 
den deutſchen Innungskrankenkaſſen drohen, unterrichtet 
worden. Es iſt ihnen insbeſondere empfohlen worden, ſich 
dem Verband deutſcher Innungskrankenkaſſen anzuſchließen 
und ſich deſſen Einrichtungen, die zur Reviſion der Innungs⸗ 
krankenkaſſen und zur Rationaliſierung der Geſchäfts⸗ 
betriebe getroffen worden ſind, zu nutze zu machen. Leider 
hat nur ein Teil der in Frage kommenden Innungen, 
offenbar in Verkennung des Ernſtes der Lage, der Emp⸗ 
fehlung der Handwerkskammer Folge geleiſtet. 


Die Vermittlung von Arbeitsloſen in 
ſelbſtändige Arbeit an Private, hat während des 
vergangenen Geſchäftsjahres den Abteilungen der Hand⸗ 
werkskammer erneut in vereinzelten Fällen Anlaß zum 
Einſchreiten gegeben. Für die Zukunft darf angenommen 
werden, daß Schwierigkeiten dieſer Art nicht mehr ent⸗ 
ſtehen werden, da in Verbindung mit der oben erwähnten 
Reform der Arbeitsloſenverſicherung das bisher fehlende 
geſetzliche Verbot einer ſolchen Vermittlungstätigkeit ge⸗ 
ſchaffen worden iſt. Als Arbeitsvermittlung im Sinne 
des Geſetzes gilt in Zukunft nur die Vermittlung Arbeits⸗ 
ſuchender in Arbeit neh mer ftellen einſchließlich der 
Vermittlung in Lehrſtellen. 


Unter ſonſtigen Gutachten, die die Handwerkskammer 
im Gebiete der Sozialgebiete erſtattete, ſei nur noch eine 
Stellungnahme zur Demobilmachungsverordnung er⸗ 
wähnt, für deren Aufhebung ſich die Handwerkskammer 
ausſprach, ferner zum Lohnpfändungsgeſetz, bei dem gegen 
eine allzu weitgehende Pfändungsfreiheit Stellung ge⸗ 
nommen wurde, und ein Gutachten zur Frage der Errich⸗ 
tung von Fachabteilungen für Angeſtellte bei den Ar⸗ 
beitsämtern, der zugeſtimmt wurde. 
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V. Steuer⸗ und Finanzpolitik. 


Die ſchwer auf der Wirtſchaft liegende Belaſtung, 
insbeſondere die Ueberbelaſtung des gewerblichen Mittel⸗ 
ſtandes, iſt während des vergangenen Geſchäftsjahres 
nicht gemildert worden. Allerdings ſind die Steuer⸗ 
erhöhungen, über die im Vorjahre berichtet wurde, 
nicht zuſtande gekommen. Auch iſt im Hinblick auf die 
Verhandlungen über den Youngplan, die eine vorläufige 
Senkung der Tribute und damit der Ausgaben des Reiches 
gegenüber dem bisher gültigen Dawesplan erwarten 
Liegen., und hed, onhajltiagen. Misrah, Ve. Norträng zum. 
Teil auch herbeiführen werden, ſeitens der Reichs⸗ 
regierung ſogar eine Senkung der Steuerlaſten für die 
Rechnungsjahre 1930/1931 in Ausſicht geſtellt worden, 
doch hat die ſpätere Entwicklung erkennen laſſen, daß für 
1930 nicht nur keine Senkung erreicht werden wird, ſon⸗ 
dern daß vielmehr trotz der Entlaſtung durch den Young- 
plan mit einer weiteren Steigerung der öffentlichen Ab⸗ 
gaben gerechnet werden muß, wenn nicht grundſätzlich 
andere Wege als bisher zur Deckung des allgemeinen 
Defizits beſchritten werden. Am Ende des Geſchäftsjahres 
ijt infolgedeſſen wiederum die Frage der Fin anzre⸗ 
form in den Vordergrund der politiſchen Debatte ge⸗ 
rückt. Auch an dieſer Stelle ſei deshalb von neuem be⸗ 
tont, daß die Entlaſtung von Steuern und Abgaben eine 
dringende Vorausſetzung für die Erhaltung und für die 
Förderung des lange Jahre hindurch durch übermäßige 
ſteuerliche Abgaben geſchwächten gewerblichen Mittel⸗ 
ſtandes bildet. 


Das Steuervereinheitlichungsgeſetz, 
über das im Vorbericht eingehend berichtet wurde, hat 
in ſeinem Entwurf weitere Aenderungen während des 
vergangenen Geſchäftsjahres nicht erfahren. Es iſt vom 
Reichstag bisher nicht verabſchiedet worden. 


Bei Abgabe der Gutachten zu den Beſchlüſ⸗ 
ſen der ſtädtiſchen Körperſchaften, betr. 
die Zuſchläge zur Gewerbeſteuer war den Ab⸗ 
teilungen auch im vergangenen Geſchäftsjahr wiederum 
Gelegenheit gegeben, den Standpunkt des Handwerks 
darzulegen. Wenn es auch in einzelnen Fällen erfreu⸗ 
licher Weiſe gelungen iſt, eine Ermäßigung der urſprüng⸗ 


lich in Ausſicht genommenen Zuſchläge zu erreichen oder 
wenigſtens eine weitere Steigerung zu verhindern, ſo 
bleibt doch der beſtehende Zuſtand der Gewerbejteucrer- 
hebung unbefriedigend, da bei der augenblicklichen Auf⸗ 
gabenverteilung zwiſchen Reich, Staat und Gemeinden 
vielfach eine weitere Herabſetzung der Gemeindelaſten 
nicht gefordert werden konnte. 


Bezüglich der Einbeziehung der freien Be⸗ 
rufe in die Gewerbeſteuer hat zunächſt infolge 
des Einſpruchs des Preußiſchen Staatsrats der Beſchluß 
des Landtages keine Geſetzeskraft erlangt, da bei der 
zweiten Abſtimmung die erforderliche qualifizierte Mehr⸗ 
heit im Landtage nicht erreicht werden konnte. Gegen 
Ende des Geſchäftsjahres hat der Landtag erneut mit 
großer Mehrheit die Einbeziehung der freien Berufe zur 
Gewerbeſteuer beſchloſſen. Der diesjährige Beſchluß unter⸗ 
ſcheidet ſich von dem früheren dadurch, daß die in freien 
Berufen tätigen Perſonen nur dann der Gewerbeſteuer 
unterliegen ſollen, wenn ihr Jahreseinkommen den Be⸗ 
trag von 6000 RM. überſteigt. Die minderbemittelten 
Berufstätigen wären damit von der Gewerbeſteuer be⸗ 
freit, ſo daß eines der gegen die Einbeziehung der freien 
Berufe geltend gemachten Bedenken damit hinfällig ge⸗ 
worden iſt. Um einem erneuten Einſpruch des Preupi- 
ſchen Staatsrats, der gleichfalls wie im Vorjahre praktiſch 
die Außerkraftſetzung des Beſchluſſes des Landtages be⸗ 
deuten würde, entgegenzuwirken, iſt die Handwerkskammer 
an die oſtpreußiſchen Vertreter im Staatsrat ſowie an die 
Fraktionen mit einer entſprechenden Eingabe heran— 
getreten. 


Bezüglich der Richtſätze für die Veranla⸗ 
gung der Einkommenſteuer hat die Handwerks⸗ 
kammer nach wie vor eine verpflichtende Mitarbeit ab⸗ 
gelehnt, da es ihr nicht möglich erſchien, angeſichts der 
durchaus verſchiedenartigen Verhältniſſe Richtſätze, die 
geeignete Anhaltspunkte bieten könnten, zu erlaſſen. 
Seitens der Fachverbände ſind indeſſen trotz der War⸗ 
nungen der Organe der Kammer ſolche Richtſätze befür⸗ 
wortet worden. Derartige Richtſätze ſind nach Auffaſſung 
der Handwerkskammer ganz beſonders deshalb abzuleh⸗ 
nen, weil ſie von zentraler Seite erlaſſen werden und 
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über die tatſächliche Lage der einzelnen Zweige des oſt⸗ 
preußiſchen Handwerks im Hinblick auf die ganz beſonders 
ſchwierigen wirtſchaftlichen Verhältniſſe Oſtpreußens kein 
richtiges Bild geben. 


In ihrer Stellungnahme zu dem Entwurf eines Ge⸗ 
ſetzes über Zolländerungen wies die Hand⸗ 
werkskammer darauf hin, daß durch den Geſetzentwurf im 
weſentlichen nur landwirtſchaftliche Intereſſen berührt 
würden, und empfahl, im Hinblick auf den Umſtand, daß 
weite Kreiſe des oſtpreußiſchen Handwerks vollſtändig von 
der Landwirtſchaft abhängig ſind, dem Geſetz eine Faſſung 
zu geben, die die Notlage der Landwirtſchaft zu mildern 
verſpricht. 


Die Bude, Steuer- und Rechtsſtellen in 
Königsberg und Elbing haben eine gute Weiterentwick⸗ 
lung zu verzeichnen. In Königsberg iſt die Zahl der 
Mitglieder von 300 auf 400 gewachſen. Auch im ver⸗ 
gangenen Geſchäftsjahre ijt es den Buch-, Steuer⸗ und 
Rechtsſtellen gelungen, die ihnen angeſchloſſenen Mit⸗ 
glieder mit Rat und Tat zu unterſtützen und ſie vor 
Schädigungen zu bewahren. Erfreulicherweiſe ſind beide 
Buchſtellen nunmehr in der Lage, die entſtehenden Un⸗ 
koſten aus eigenen Einnahmen zu decken, ſo daß ſie keiner 
Zuſchüſſe mehr bedürfen. Die von den Abteilungen Allen⸗ 
ſtein und Gumbinnen geſchaffenen Einrichtungen mußten 
während des vergangenen Geſchäftsjahres aufgelöſt wer⸗ 
den, da in beiden Bezirken infolge der dünnen Beſiedlung 
eine ſo enge Verbindung, wie ſie für die Buchſtellenbezirke 
Königsberg und Elbing hergeſtellt werden kann, nicht 
geſchaffen werden konnte. Um indeſſen denjenigen Hand⸗ 
werkern dieſer Bezirke, die darauf Wert legen, einen 
Anſchluß an dieſe Buchſtellen zu ermöglichen, ſind von den 
genannten Abteilungen Vereinbarungen mit der Königs⸗ 
berger Buchſtelle getroffen worden, durch welche dieſe zur 
Aufnahme von Mitgliedern aus genannten Bezirken er⸗ 
mächtigt wird. 


Die Buchſtelle Königsberg hat ihre Tätigkeit im ver⸗ 
gangenen Jahre durch Veranſtaltung von Beratungs⸗ 
abenden in zahlreichen Orten des Bezirks und durch Vor⸗ 
tragsabende auch auf nicht der Buchſtelle direkt an- 
geſchloſſene Handwerker ausgedehnt. 
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VI. Wirtſchaſts politik. 
a) Verdingungsweſen und Regiebetriebe. 

Soweit ſtaatliche Lieferungen in Frage 
kamen, ſind in den letzten Jahren Klagen darüber, daß 
Aufträge aus Oſtpreußen an außeroſtpreußiſche Firmen 
vergeben worden ſind, im geringeren Maße als früher 
erhoben worden. Es ſcheint ſo, als ob der im vorigen 
Geſchäftsbericht mitgeteilte Erlaß des Reichswirtſchafts⸗ 
miniſters, der gleichfalls für eine Bevorzugung oſtdeutſcher 
Angebote eintrat, ſowie die wiederholten Vorſtellungen 
des Oberpräſidenten und der oſtpreußiſchen Berufsver⸗ 
tretungen ihre Wirkung nach dieſer Richtung hin nicht 
verfehlt haben. Trotzdem bleibt, was das Verdingungs⸗ 
weſen anbetrifft, noch viel zu wünſchen übrig. Insbe⸗ 
ſondere werden der Durchführung der Grundſätze der 
Neichsverdingungsordnung für Bau⸗ 
leiſtungen immer noch erhebliche Schwierigkeiten ent⸗ 
gegengeſetzt. Ganz beſonders geſchieht das auch von ſeiten 
derjenigen Geſellſchaften, die durch die Beteiligung des 
Staates an ihrem Kapital und durch die Verwendung 
ſtaatlicher Mittel für Bauzwecke als unter ſtaatlichem 
Einfluſſe ſtehend betrachtet werden müſſen. Leider iſt 
es bisher nicht gelungen, dieſe Stellen zur Einführung 
der Reichsverdingungsordnung zu bewegen. 

Schwierigkeiten haben ſich aus der Vernachläſſigung 
der Grundſätze der Reichsverdingungsordnung vornehm⸗ 
lich bei Vergebung von Bauten an General⸗ 
unternehmer ergeben. Gerade die Zahlungsein- 
ſtellungen des vergangenen Herbſtes und des Frühjahrs 
1930 haben es mit ſich gebracht, daß zahlreiche Gewerbe⸗ 
treibende der Baunebengewerbe gerade erhebliche Schädi⸗ 
gungen erlitten. Die Handwerkskammer hat deshalb zu 
Ende des Geſchäftsjahres Verhandlungen mit den in 
Frage kommenden Stellen aufgenommen, um zu er⸗ 
reichen, daß nicht nur die Reichsverdingungsordnung an⸗ 
gewandt wird, ſondern insbeſondere bei Vergebung der 
Arbeiten an Generalunternehmer rechtzeitig dafür Sorge 
getragen wird, daß eine Schädigung der Gewerbetreiben⸗ 
den des Baunebengewerbes im Falle des Konkurſes des 
Generalunternehmers vermieden wird. 

Die Politik auf dem Gebiete des Wohnungs⸗ 
weſens iſt von der Handwerkskammer, namentlich im 
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Zuſammenhang mit den während des vergangenen Ge- 
ſchäftsjahres vom Reichstag beſchloſſenen Richtlinien 
für das Wohnungsweſen weiterhin beobachtet 
worden. Die Organiſationen des Handwerks ſtehen der 
Wohnungsbaupolitik nicht einſeitig gegenüber. Das 
Handwerk iſt am Wohnungsbau nicht nur intereſſiert als 
Mieter, ſondern auch intereſſiert in ähnlich ſtarken Grup⸗ 
pen als Gewerbetreibender der Bau: und Baunebengewerbe 
und als Hausbeſitzer. Nur unter Berückſichtigung der be⸗ 
rechtigten Intereſſen aller am Wohnungsbau beteiligten 
Kreiſe konnte die Handwerkskammer deshalb ihre gut⸗ 
achtliche Tätigkeit ausüben. Von der Handwerkskammer 
und ihren Abteilungen iſt auch weiterhin die Auffaſſung 
vertreten worden, daß ein plötzlicher Abbau der Woh⸗ 
nungsmieten unter den derzeitigen Verhältniſſen nicht be⸗ 
fürwortet werden kann, daß aber als Vorausſetzung für 
den Abbau der Wohnungszwangswirtſchaft eine ſchritt⸗ 
weiſe Angleichung der Mieten in Altwohnungen und der 
Mieten in Neubauwohnungen erreicht werden müſſe. 
Dieſe Forderung, die auch von anderen Wirtſchaftskreiſen 
als berechtigt und notwendig anerkannt wird, iſt leider 
während des vergangenen Geſchäftsjahres ſeitens der in 
Frage kommenden Stellen nicht genügend beachtet wor⸗ 
den und hat auch namentlich in den Richtlinien für das 
Wohnungsweſen nicht hinreichend ſtarken Ausdruck ge⸗ 
funden. Insbeſondere beſtehen Zweifel darüber, ob dieſe 
Anpaſſung der Neubaumieten und Altwohnungsmieten 
durch eine Senkung der Neubaumieten oder durch eine 
Steigerung der Altwohnungsmieten erfolgen müßte. So 
ſehr eine Senkung der Mieten für Neubauten an ſich 
auch im Intereſſe des Handwerkerſtandes zu begrüßen 
wäre, ſo wenig Ausſicht beſteht andererſeits, eine Senkung 
der mietpreisbildenden Faktoren, die ſich insbeſondere aus 
Löhnen, Baumaterialpreiſen und Kapitalzinſen zu⸗ 
ſammenſetzen, in abſehbarer Zeit angeſichts der herrſchen⸗ 
den wirtſchaftlichen und ſozialen Verhältniſſe zu erreichen. 
Eine Befriedigung der beſtehenden Nachfrage nach Woh⸗ 
nungen und eine Geſundung der Verhältniſſe auf dem 
Wohnungsmarkt ſetzt deshalb naturnotwendigerweiſe 
eine ſchrittweiſe Steigerung der Altwohnungsmieten 
voraus. 

Von beſonderer Bedeutung für die Wirtſchaft des 
Handwerks war ein nach Begutachtung durch den Reichs⸗ 
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wirtſchaftsrat und den Reichsrat dem Reichstag zuge: 
leiteter Entwurf eines Geſetzes über die Gr: 
meinnützigkeit von Wohnungsunterneh⸗ 
mungen. Zweck des Geſetzes ijt, die Schaffung einheit- 
licher und klarer Beſtimmungen für die Anerkennung be⸗ 
ſtimmter Unternehmungen als gemeinnützig. Die Be⸗ 
deutung eines ſolchen Geſetzes kann gar nicht hoch genug 
eingeſchätzt werden. Abgeſehen davon, daß den gemein: 
nützigen Unternehmungen bei der heutigen Steuer: 
belaſtung außerordentlich bedeutungsvolle Steuerbefrei— 
ungen zugebilligt werden und ihnen auf die Weiſe im 
Wettbewerb mit privaten Unternehmungen ein bedeuten⸗ 
der Vorſprung eingeräumt wird, müſſen ſie nämlich auch 
deshalb von der privaten Wirtſchaft als ernſte Kon⸗ 
kurrenten betrachtet werden, weil der Wohnungsbau 
heute ausſchließlich mit öffentlicher Anterſtützung be⸗ 
trieben werden kann und mit einer außerordentlich weit- 
gehenden Bevorzugung der gemeinnützigen Unternehmun⸗ 
gen bei der Hergabe von Hauszinsſteuermitteln gerechnet 
werden muß. Stellt man die ernſten Bedenken, die gegen 
eine einſeitige Bevorzugung beſtimmter Unternehmungen, 
die in Konkurrenz mit der Privatwirtſchaft ſtehen, zu 
erheben ſind und auf die an dieſer Stelle nicht noch ein: 
mal genau eingegangen werden ſoll, zurück, ſo wird man 
immerhin dem Gedanken des Geſetzes, durch einheitliche 
Vorſchriften Unklarheiten und Verſchiedenheiten zu be- 
ſeitigen, zuſtimmen können. Befremden muß es aber 
erregen, daß beſtimmte Unternehmungen, die ſich gleich⸗ 
falls in gemeinnütziger Weiſe betätigen, deshalb von der 
Konkurrenz ausgeſchloſſen werden ſollen, weil in ihnen 
die Bauwirtſchaft einen gewiſſen Einfluß beſitzt. Wenn 
auch ſolche Baugenoſſenſchaften, insbeſondere handwerk⸗ 
liche Baugenoſſenſchaften, die in anderen Gegenden des 
Deutſchen Reiches Vorzügliches geleiſtet haben und ſich 
gleichfalls als befähigt zur Erſtellung geſunder und billi⸗ 
ger Wohnungen erwieſen haben, in Oſtpreußen bisher 
nicht beſtehen, ſo widerſpricht es allen Grundſätzen des 
Rechts und der Billigkeit, daß ein beſtimmter Kreis der 
Wirtſchaft, und zwar gerade derjenige, der als beſonders 
ſachverſtändig bezeichnet werden muß, von der Zuer⸗ 
kennung beſtimmter Vorteile ausgeſchloſſen werden ſollte. 
Eine ſolche Ausſchaltung kann auch angeſichts des Um: 
ſtandes, daß die Geſchäftsgebarung der als gemeinnützig 
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anerkannten Unternehmungen in Zukunft einer ein⸗ 
gehenden behördlichen Aufſicht unterworfen werden ſoll, 
in keiner Hinſicht als berechtigt anerkannt werden. Die 
Organiſationen des Handwerks haben deshalb gegen eine 
derartige Ungerechtigkeit Stellung genommen. Die Hand⸗ 
werkskammer hat ihrerſeits den oſtpreußiſchen Vertreter 
im Reichsrat von ihrer Stellungnahme unterrichtet. Das 
Geſetz iſt bisher im Reichstag nicht verabſchiedet worden. 
Es ilt zu wünſchen, daß man den berechtigten Jorderun- 
gen des Handwerks wenigſtens bei den Verhandlungen 
im Reichstag entſprechen wird. 

Die Klagen über die Konkurrenz der Be⸗ 
triebe in den Gefangenenanſtalten find wäh⸗ 
rend des vergangenen Jahres weiterhin zurückgegangen. 
Um auch für die Zukunft die mit der Tätigkeit dieſer 
Betriebe zu befürchtende Schädigung des örtlichen Hand⸗ 
werks möglichſt zu unterbinden und Mittel und Wege zu 
ſuchen, um die Tätigkeit auf ſolche Gebiete zu lenken, 
in denen eine Konkurrenz mit dem ortsanſäſſigen Hand⸗ 
werk nicht Platz greift, haben im vergangenen Jahre 
Beratungen ſtattgefunden. Der Leiter der Zentralſtelle 
für das Arbeitsweſen in den Preußiſchen Gefangenen⸗ 
anſtalten, Miniſterialrat Polenz, hat im vergangenen 
Jahre die Handwerkskammer beſucht. Es iſt hierbei Ge⸗ 
legenheit genommen, die Klagen des oſtpreußiſchen Hand⸗ 
werks vorzutragen und zum Zwecke der dauernden Ver⸗ 
bindung zwiſchen den Strafanſtalten und den Organiſa⸗ 
tionen des Handwerks eine ſtändige Kommiſſion, in der 
auch zwei Vertreter des Handwerks Sitz und Stimme 
haben, zu errichten. 

Vielfach wurden während des vergangenen Jahres 
Klagen über die Schädigung des Handwerks 
durch den Verkauf von Heeres-Altmate⸗ 
rial erhoben. Die Handwerkskammer konnte hierbei 
feſtſtellen, daß von Heeresdienſtſtellen in Oſtpreußen 
größere Beſtände an Private nicht mehr abgegeben 
werden. Soweit aljo in Oſtpreußen noch Heeres-Alt- 
material angeboten wird, kann es ſich mit verhältnis⸗ 
mäßig geringen Ausnahmen nur um Material handeln, 
das bei Auflöſung des alten Heeres nach dem Kriege von 
den Militärbehörden abgeſtoßen worden iſt. Neues Ma⸗ 
terial wird nur in ſehr geringen Mengen verkauft. Die 
Organiſationen des Handwerks haben durch Verhand⸗ 
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lungen mit ben zuſtändigen Stellen erreicht, daß zunächſt 
die Verzeichniſſe derjenigen Artikel, die für das Hand⸗ 
werk Intereſſe haben (z. B. Sattlerwaren, Schuhwaren, 
Bekleidungsſtücke) auch dem Handwerk zugeleitet werden. 
Eine nähere Prüfung hat jedoch ergeben, daß die Be⸗ 
ſtände an ſich ſo minderwertiges Material umfaſſen, daß 
eine Verwendung für das Handwerk kaum in Frage 
kommt. Den oſtpreußiſchen Fachverbänden konnte des⸗ 
halb eine Reiſe nach Berlin zwecks Beſichtigung und evtl. 
Einkaufs der dortigen Beſtände nicht empfohlen werden. 
Gegen die Verſchleuderung von Heeresgut wird deshalb 
nur auf Grund der Beſtimmungen über den unlauteren 
Wettbewerb vorgegangen werden können, wenn die inter⸗ 
eſſierten Fachkreiſe, was allerdings kaum möglich ſein 
wird, nachzuweiſen in der Lage ſind, daß es ſich nicht 
um Heeresgut handelt. 


b) Kreditweſen. 


Im vergangenen Bericht war bereits die Stellung 
der Handwerkskammer zur Frage der Gewährung von 
Mittelſtandskrediten aus ſtaatlichen Mitteln 
eingehend dargelegt worden. Auch während des vergange⸗ 
nen Geſchäftsjahres war die Handwerkskammer nach wie 
vor der Auffaſſung, daß die Gewährung von Krediten 
dem Handwerk nur in ganz beſonderen Fällen eine Un- 
terſtützung bedeuten kann, daß für die große Maſſe der 
Betriebe aber Hilfe nur durch Beſchaffung von Beſchäfti⸗ 
gung geleiſtet werden kann. Trotzdem war es während 
des vergangenen Geſchäftsjahres für die Handwerks⸗ 
kammer erforderlich, ſich wiederum mit dieſen Fragen 
zu beſchäftigen, da im Oſtpreußenhilfsgeſetz eine Kredit⸗ 
aktion für das oſtpreußiſche Handwerk vorgeſehen war, 
für deren Durchführung die gutachtliche Aeußerung der 
Handwerkskammer und wiederholte Verhandlungen not⸗ 
wendig wurden. Zur Verfügung ſtand eine Summe von 
248 000 RM., die dazu dienen ſollte, die von anderen 
Stellen aufzubringenden Mittel in ihren Zinsſätzen zu 
ſenken. Die Handwerkskammer hatte gefordert, daß die 
Kredite ausſchließlich als Umſchuldungskredite zur Ab⸗ 
deckung alter hochverzinslicher Verbindlichkeiten ſowie zur 
Abdeckung von Lieferantenſchulden an nur durchaus kre⸗ 
ditwürdige Betriebe gewährt werden ſollten, keinesfalls 
aber dazu dienen dürften, die Schuldenlaſt einzelner 
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Handwerksbetriebe noch weiterhin zu vermehren. Die 
Kredite ſollten ferner langfriſtig und niedrig verzinslich 
ſein und teils als Perſonalkredite, teils als Realkredite 
gegeben werden. Nachdem die Städte und Kreiſe jedoch 
die Uebernahme der Bürgſchaft abgelehnt hatten, die 
Landesbank andererſeits unter dieſen Umſtänden die 
Hergabe von Perſonalkrediten nicht in Ausſicht ſtellen 
konnte, erklärte ſich der Vorſtand der Handwerkskammer 
mit der Hergabe lediglich als Realkredite einverſtanden, 
um die Mittel überhaupt in irgendeiner Form dem oſt⸗ 
preußiſchen Handwerk zu erhalten. Der Reichswirtſchafts⸗ 
miniſter hat ſich indeſſen gegen dieſen Plan aus⸗ 
geſprochen. 

Die Durchführbarkeit einer Kreditaktion iſt damit 
ernſtlich in Frage geſtellt. Die Verhandlungen über die 
Verwendung dieſer Mittel ſind noch nicht abgeſchloſſen. 

Ueber die Frage der Amſchuldungskredite 
der Landwirtſchaft iſt im Bericht über das Ge⸗ 
ſchäftsjahr 28/29 eingehend berichtet worden. Es war 
bereits damals mitgeteilt worden, daß die Handwerks⸗ 
kammer den Antrag geſtellt hatte, daß auch in den ört⸗ 
lichen Ausſchüſſen, die zur Vorprüfung der Kreditanträge 
der Landwirtſchaft eingerichtet worden ſind, das Hand⸗ 
werk durch ſtändige ordentliche Mitglieder vertreten ſein 
möge. Der Oberpräſident hat während des vergangenen 
Geſchäftsjahres dieſen Forderungen ſtattgegeben. Auf 
Grund gemeinſamer Vorſchläge der Induſtrie⸗ und Han⸗ 
delskammern und der Abteilungen der Handwerkskammer 
ſind nunmehr ſeit Jahresfriſt auch die Organiſationen 
des Handwerks in dieſen Kreditausſchüſſen vertreten. 
Den örtlichen Organiſationen des Handwerks iſt damit 
Gelegenheit gegeben, die Intereſſen des Handwerks wahr⸗ 
zunehmen, ſoweit noch Kredite an die Landwirtſchaft 
gewährt werden. 


c) Wirtſchaftsberichte. 


Ueber die Erſtattung von Wirtſchaftsberichten gilt 
weiterhin das im vorjährigen Bericht bereits Geſagte. Er⸗ 
freulicherweiſe haben ſich auch während des vergangenen 
Geſchäftsjahres eine Anzahl von Handwerksmeiſtern bereit⸗ 
gefunden, der Handwerkskammer das zur Erſtattung von 
Wirtſchaftsberichten erforderliche Nachrichtenmaterial re: 
gelmäßig zu übermitteln, ſo daß während des vergange— 
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nen Jahres dauernd ein monatlicher Bericht über die 
Wirtſchaftslage, der auch der Tagespreſſe zugeleitet wurde 
und dort Aufnahme gefunden hat, erſtattet werden konnte. 
Am Ende des Kalenderjahres wurde dem Reichsverband 
des deutſchen Handwerks ein Geſamtjahresbericht er— 
ſtattet. 

d) Sonſtiges. 

Das vergangene Geſchäftsjahr ſtand, infolge der 
wirtſchaftlichen Situation, die ſich am Ende des Jahres 
und im Frühjahr 1930 auf dem Baumarkte ergab, in 
ganz beſonderem Maße unter dem Eindruck der Inſolven⸗ 
zen der Baufirmen. Auch in Oſtpreußen haben, nicht 
zuletzt infolge der Mißſtände, die ſich auf dem Gebiete des 
Verdingungsweſens zeigen und auf die ſeitens der Or⸗ 
ganiſationen des Handwerks ſeit langen Jahren hinge⸗ 
wieſen worden iſt, eine bedeutende Anzahl von Bau- 
geſchäften, darunter große und leiſtungsfähige Betriebe, 
ihre Zahlungen eingeſtellt. Die Aufmerkſamkeit der Or⸗ 
ganiſationen des Handwerks wurde deshalb in ganz be⸗ 
ſonderem Maße auf die für das Vergleichsverfah⸗ 
ren und das Konkursverfahren maßgebenden 
Vorſchriften gelenkt. Insbeſondere wurde der Vorſchlag 
unterbreitet, durch eine entſprechende Aenderung der Vor⸗ 
ſchriften der Konkursordnung und des Geſetzes über die 
Zwangsverwaltung die Forderungen der Handwerker und 
. Kunſtgewerbetreibenden, ſoweit es ſich um kleine Forde⸗ 
rungen handelt, unter die bevorrechtigten Forderungen 
einzureihen. Die Handwerkskammer hat ſich für dieſe 
Abänderung ausgeſprochen unter Berückſichtigung des 
Umſtandes, daß vielfach gerade der kleine Handwerks⸗ 
meiſter beim Ausfall ſeiner Forderungen an den Konkurs⸗ 
ſchuldner in ganz beſonderem Maße benachteiligt wird, 
ja vielfach in ſeiner Exiſtenz vernichtet wird. Die Hand⸗ 
werkskammer wies hierbei darauf hin, daß ganz beſonders 
ſchwere Schädigungen eingetreten find, wenn der Hand- 
werksmeiſter größere Lohnforderungen, die an die eigenen 
Arbeitnehmer bereits bar bezahlt worden ſind, infolge 
des Konkursverfahrens nicht mehr erſtattet erhielt, und 
hielt deshalb insbeſondere einen diesbezüglichen Zuſatz, 
durch den die Erſtattung dieſer Forderungen auf jeden 
Fall geſichert würde, für notwendig. Ob indeſſen mit 
einer diesbezüglichen Abänderung gerechnet werden kann, 
erſcheint außerordentlich fraglich. 
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Es wurde ferner eine Aenderung der Konkursord⸗ 
nung dahingehend vorgeſchlagen, daß nicht nur die Gläu⸗ 
biger, deren Forderungen im Konkursverfahren beſtritten 
worden ſind, ſondern alle Gläubiger einen Auszug aus 
der Konkurstabelle erhalten. Die Handwerkskammer hat 
demgegenüber darauf hingewieſen, daß durch die Anmel⸗ 
dung der Forderung für den Gläubiger ein Rechtsanſpruch 
auf Berückſichtigung bei Verteilung aus der Konkursmaſſe 
im Falle des Nichtbeſtreitens geſichert iſt. Während bei 
der beſtrittenen Forderung die Notwendigkeit der Be⸗ 
nachrichtigung des Gläubigers vorliegt, um ihm Gelegen⸗ 
heit zur Einklagung ſeiner Forderung zu geben, bedarf 
es für den Gläubiger einer nichtbeſtrittenen Forderung 
einer ſolchen Benachrichtigung nicht mehr. Da im übrigen 
Klagen in dieſer Hinſicht nicht bekannt geworden ſind, 
glaubte die Handwerkskammer das bisher übliche Ber: 
fahren für ausreichend erachten zu müſſen und wies im 
übrigen noch darauf hin, daß etwaige Mißſtände viel⸗ 
mehr darauf zurückzuführen ſind, daß die Verſendung des 
Auszuges an die Gläubiger beſtrittener Forderungen viel⸗ 
fach erſt ſehr ſpät erfolgt und deshalb höchſtens eine Er⸗ 
gänzung der geſetzlichen Vorſchriften zur Feſtſetzung einer 
beſtimmten Friſt zweckmäßig erſcheine. 

Aus den Kreiſen des Handwerks wurde ferner der 
Vorſchlag unterbreitet, eine Sicherung des ſelbſtändigen 
Meiſters für den Fall des Konkurſes durch Schaffung einer 
Verſicherung für den eigenen Konkurs⸗ 
fall zu ermöglichen. Die Handwerkskammer hat ſich 
gegen eine ſolche Verſicherung ausgeſprochen. Sie wies 
darauf hin, daß fic) dieſer Verſicherung vorzugsweiſe ſolche 
Firmen anſchließen würden, die ſich [pefulatin betätigen 
oder bereits mit großen Schwierigkeiten zu kämpfen ha⸗ 
ben. Es würden alſo nicht nur Firmen geſchützt, an 
deren Exiſtenz die Wirtſchaft kein Intereſſe habe, ſondern 
der Verſicherung auch ein ganz bedeutendes Riſiko auf⸗ 
gebürdet, das letzten Endes auf die ſicheren und ſoliden 
Firmen abgewälzt werden müßte. 

Am das Handwerk über die Fälle der Kon: 
kurſe und der Offenbarungseide zur Ver⸗ 
meidung weiterer Verluſte zu unterrich⸗ 
ten, wurde bei der Handwerkskammer wiederholt und 
insbeſondere auch in der letzten Vollverſammlung der 
Antrag geſtellt, ein Verzeichnis derjenigen Perſonen, die 
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den Offenbarungseid geleijtet haben, ſowie ein Verzeich⸗ 
nis der Konkursfälle in der „Oſtpreußiſchen Handwerks⸗ 
zeitung“ regelmäßig zu veröffentlichen. Den Wünſchen 
des Handwerks entſprechend haben ſich die Abteilungen 
der Handwerkskammer das Material hierüber zunächſt 
verſchafft. Da eine nähere Prüfung indeſſen ergab, daß 
das Material ſo umfangreich iſt, daß der Raum der „Oſt⸗ 
preußiſchen Handwerkszeitung“ für eine ſolche Veröffent⸗ 
lichung nicht ausreichen würde, hat fic) die Handwerks⸗ 
kammer entſchließen müſſen, von einer Veröffentlichung 
in der „Oſtpreußiſchen Handwerkszeitung“ abzuſehen. Um 
den Wünſchen des Handwerks indeſſen wenigſtens teil⸗ 
weiſe gerecht werden zu können, ſind die Verzeichniſſe be⸗ 
ſtimmten Vertrauensmännern der Handwerkskammer in 
den einzelnen größeren Orten der Provinz zugeleitet 
worden, bei denen jie von den Kreiſen des ortsanſäſſigen 
Handwerks eingeſehen werden können. 

Die Hauptgemeinſchaft des deutſchen Einzelhandels 
iſt während des letzten Geſchäftsjahres mit der Forderung 
nach Schaffung eines geſetzlichen Schutzes 
des Ladenmieters im deutſchen bürgerlichen Recht 
derart hervorgetreten, daß in Zukunft die Kündigung von 
gewerblichen Ladenräumen nur noch aus wichtigen Grün⸗ 
den geſtattet ſein ſollte. Ein wichtiger Grund ſollte ins⸗ 
beſondere bei Inverzuggeraten mit der Zahlung des 
Mietzinſes, bei Beläſtigung der Hausbewohner oder bei 
dringendem Eigenbedarf des Vermieters als gegeben er⸗ 
achtet werden. An die Stelle der vertraglichen Miete 
ſollte auf ſchriftliches Verlangen des Vermieters oder 
Mieters die fog. angemeſſene Miete, die erforderlichen: 
falls im Wege der gerichtlichen Feſtſtellung zu ermitteln 
wäre, treten. Die Forderungen des Einzelhandels wur⸗ 
den damit begründet, daß mit dem Verluſt der Geſchäfts⸗ 
räume dem Einzelhandel gleichzeitig der Verluſt des 
Kundenkreiſes verbunden ſei. Sobald der Geſchäftsmann 
ſeinen Kundenkreis erworben habe, ſei er deshalb auch 
unberechtigten Forderungen des Vermieters gegenüber 
machtlos. Es iſt nicht zu verkennen, daß die Gefahr der 
vom Einzelhandel dargelegten Mißſtände auch für einen 
bedeutenden Teil der Ladengeſchäfte haltenden Hand⸗ 
werksmeiſter vorliegen könnte. Immerhin iſt bei der 
heutigen ſchwierigen Wirtſchaftslage anzunehmen, daß 
derartige Mißſtände verhältnismäßig ſelten und nur unter 
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bejonderen Umjtänden vorgekommen find. Die Hand 
werkskammer iſt, wie im letzten Geſchäftsbericht und auch 
im vorliegenden Geſchäftsbericht an anderer Stelle dar⸗ 
gelegt wurde, unter ſorgfältiger Erwägung zu dem Er⸗ 
gebnis gekommen, daß jede Zwangswirtſchaft außer⸗ 
ordentlich hinderlich einer geſunden wirtſchaftlichen Ent⸗ 
wicklung entgegentritt. Wie auf dem Gebiete des Woh⸗ 
nungsweſens und auch auf dem Gebiete der gewerblichen 
Räume iſt eine freie Wirtſchaft erforderlich. Die Or⸗ 
ganiſationen des Handwerks haben ſich deshalb faſt aus⸗ 
nahmslos gegen die Vorſchläge des Einzelhandels aus⸗ 
geſprochen. 

Weiterhin wurde die Handwerkskammer zur gut⸗ 
achtlichen Stellungnahme zur Frage der Schaffung von 
Maßnahmen zum Schutze der Inflations⸗ 
verkäufer aufgefordert. Auch hier konnte es keinem 
Zweifel unterliegen, daß das Handwerk als Verkäufer 
wie als Käufer in zahlreichen Fällen durch eine geſetzliche 
Regelung betroffen werden würde. Die Handwerks⸗ 
kammer hat ſich gegen die Schaffung beſonderer Schutz⸗ 
maßnahmen mit Rückſicht auf die wirtſchaftlichen Schwie⸗ 
rigkeiten, die bei derartigen unvorhergeſehenen Aende⸗ 
rungen hervorgerufen werden, und die allgemeine Be⸗ 
unruhigung und Verwirrung, die dabei entſtehen müßten, 
ausgeſprochen. Eine Berechtigung zu einer ſolchen nach⸗ 
träglichen Entſchädigung des Inflationsverkäufers könnte 
zudem in gleichem Maße wie bei der Hypothekenaufwer⸗ 
tung nicht anerkannt werden, da der Inflationsverkäufer 
nicht wie der Gläubiger eines in der Vorkriegszeit gege⸗ 
benen Hypothekendarlehens mit gutem Gelde bezahlt hat. 
In dem Verkauf des Grundſtücks während der Inflations⸗ 
zeit iſt deshalb keine Beſonderheit gegenüber den zahl⸗ 
reichen ſonſtigen Fällen, in denen ſonſtige Sachwerte ver⸗ 
äußert worden ſind, zu ſehen. 

Bei den Vorberatungen für die Durchführung der 
Frachtenſenkungsaktion zugunſten der oſtpreu⸗ 
ßiſchen Wirtſchaft hat die Handwerkskammer auch wäh⸗ 
rend des vergangenen Jahres weiterhin teilgenommen 
und verſucht, die Intereſſen des oſtpreußiſchen Handwerks 
wahrzunehmen. Wenn es auch angeſichts des Umſtandes, 
daß ein direkter Materialbezug in Waggonladungen im 
Handwerk kaum ſtattfindet, nicht möglich war, beſondere 
Vorſchläge zu unterbreiten, ſo könnten doch wenigſtens 
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Schädigungen, Die mit etwaiger Frachtenſenkung bei an⸗ 
deren Produkten für das Handwerk verbunden geweſen 
wären und die eine Verſchiebung der Wettbewerbsverhält⸗ 
niſſe hervorgerufen hätten, in einzelnen Fällen abgewandt 
werden. Die Sitzungen des Landeseiſenbahnrats, in dem 
die Handwerkskammer durch ein ſtändiges Mitglied ver: 
treten iſt, wurden regelmäßig beſucht. 

Aus den Kreiſen des Mühlengewerbes wurden wäh: 
rend des vergangenen Jahres wiederholt Klagen erho- 
ben, teils über die Einfuhr von Weizen und 
Weizenmehl ausländiſcher Herkunft aus dem Frei: 
ſtaat Danzig, ſowie über die Einfuhr billiger polniſcher 
Kleie über die polniſche Grenze. Leider haben ſich an— 
geſichts der ungünſtigen zollpolitiſchen Verhältniſſe dieſe 
Schädigungen nicht vermeiden laſſen, obwohl die Hand⸗ 
werkskammer entſprechende Vorſtellungen erhoben hatte. 


VII. Handwerk und Preſſe. 


In der „Oſtpreußiſchen Handwerkszeitung“, dem amt⸗ 
lichen Organ der Handwerkskammer, ſind die Kreiſe des 
oſtpreußiſchen Handwerks über alle das Handwerk be- 
rührenden Angelegenheiten regelmäßig unterrichtet wor⸗ 
den. Verſchiedentlich wurden der Handwerkskammer An⸗ 
träge auf Erweiterung und Verbeſſerung des Blattes zu⸗ 
geleitet. Die Handwerkskammer hat deshalb die hierfür 
beſtehenden Möglichkeiten während des vergangenen Ge- 
ſchäftsjahres beſonders eingehend geprüft. Eine Ver⸗ 
beſſerung des Blattes ließe ſich nach Anſicht der Hand⸗ 
werkskammer insbeſondere durch Zuſammenſchluß mit 
anderen Handwerkskammern erzielen. Bei gemeinſamer 
Herausgabe einer Zeitſchrift mit den übrigen oſtdeutſchen 
Handwerkskammern (Provinzen Schleſien, Grenzmark, 
Rofen Weſtpr., Pommern und Brandenburg) wäre es 
nach Anſicht der Handwerkskammer möglich, einen großen 
Verlag für die Zeitung zu gewinnen und die Schriftlei⸗ 
tung einem hauptamtlich tätigen Redakteur zu über⸗ 
tragen. Dadurch könnte das Blatt zweifellos inhaltlich 
erheblich gewinnen, allerdings unter Aufgabe der Mög⸗ 
lichkeit, ſpeziell oſtpreußiſche Angelegenheiten in gleichem 
Maße wie bisher zu behandeln. In finanzieller Hinſicht 
würden ſich indeſſen durch eine ſolche Zuſammenlegung 
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mehrerer Handwerkskammerblätter Crjparnijje wahr: 
ſcheinlich nicht erzielen laſſen, da die weſentlichen Koſten 
des Blattes, die Poſtgebühren, entſprechend der Vergröße⸗ 
rung der Auflage ſteigen würden, eine Senkung der an⸗ 
teiligen Drudtojten aber durch höhere Inſerateneinnahmen 
nicht zu erreichen wäre. Ein ſolches gemeinſames Blatt 
mehrerer Handwerkskammern würde im Gegenteil gegen- 
über der „Oſtpreußiſchen Handwerkszeitung“ die Kammer 
wahrſcheinlich noch mit einigen Mehrkoſten, die zur 
Deckung der Ankoſten für den Druck und für die Schrift⸗ 
leitung aufgebracht werden müßten, belaſten. Angeſichts 
der Verbeſſerungen, die jedoch im Inhalt des Blattes erz 
zielt werden könnten, wäre die Handwerkskammer nicht 
abgeneigt geweſen, einer Umwandlung nach der erwähn⸗ 
ten Richtung hin zuzuſtimmen. Die Verhandlungen mit 
dem Oſtdeutſchen Kammertag haben indeſſen ergeben, daß 
bei dem größten Teil der oſtdeutſchen Handwerkskammern 
keine Neigung beſteht, das eigene Blatt aufzugeben. Die 
Handwerkskammer wird deshalb nach wie vor wahrſchein⸗ 
lich auf die Herausgabe der „Oſtpreußiſchen Handwerks⸗ 
zeitung“ angewieſen ſein. 

Zu einer achttägigen Herausgabe der „Oſtpreußiſchen 
Handwerkszeitung“, wie ſie gleichfalls gefordert worden 
iſt, hat ſich die Handwerkskammer bisher mit Rückſicht 
auf die ſehr erheblichen Steigerungen der Koſten, die da⸗ 
mit verbunden ſein würden, nicht entſchließen können. 

Im Oſtmarken⸗ Rundfunk iſt im Berichtsjahre, 
abgeſehen von den Sommermonaten, weiterhin in vier⸗ 
zehntägigem Abſtand eine „Stunde des Hand⸗ 
werks“ durchgeführt worden. Zu Beginn des Ge: 
ſchäftsjahres ſprachen: Landtagsabgeordneter v. Pleh we 
über „Landwirtſchaft und Handwerk“, Ver⸗ 
waltungsinſpektor Rietenbad-Memel über „Zehn 
Jahre Selbſt verwaltung des memellän⸗ 
diſchen Handwerks“, Dr. A. Zimmer über „Zur 
Geſchichte des blauen Montags“, Diplomhan⸗ 
delslehrer Roſen berg über „Handwerk und 
Freiheitskriege 1813“ und Gewerbeoberlehrer 
Wallin über „Handwerk und Schule“. Nach 
einer Pauſe während der Sommermonate wurden im 
Herbit die Vorträge wieder aufgenommen. Bis zum Ende 
des Geſchäftsjahres ſprachen: Fräulein Damenſchneider⸗ 
meiſterin Johanna Riemann über „Das Frauen— 
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handwerk“, Schuhmachermeiſter Rudolf Ellendt 
über „Das Schuhmacher handwerk einft und 
jetzt“, Maurer- und Zimmermeiſter Zielke über 
„Das Handwerk in Staat und Gemeinde“, 
Färbermeiſter Skibowski über „Das moderne 
Gewerbe der Färberei und chemiſchen Rei⸗ 
nigung“, Elektromeiſter Mertens über „Neuzeit⸗ 
liche Vereinfachungen im Handwerksbe⸗ 
trieb“, Tiſchlerobermeiſter Ziemann über „Die 
Parlamente und das Handwerk“, Diplom⸗ 
ingenieur Dr. ing. Horſt, Direktor der Gewerbeförde⸗ 
rungsanſtalt, über „Die Maſchinenbauſchule 
und Gewerbeförderungsanſtalt in Gum⸗ 
binnenals Bildungsſtätte für Technik und 
Handwerk in Oſtpreußen“, Dr. jur., Dipl. sc. pol. 
Walter Müller über „Handwerk und Buch⸗ 
führung“, Kürſchnerobermeiſter R. Stein über 
„Pelztierzucht und Pelz verarbeitung“, 
Herr Buchbinderobermeiſter Reuſch über „Das Bud: 
bin der handwerk“, Prof. Dr. A. Ulbrich über 
„Die Entwicklung der Bildhauerkunſt in 
Oſtpreußen und ihre Bedeutung für das 
Handwerk“ (1. Teil), Fräulein Damenſchneiderober⸗ 
meiſterin Berta Tobehn über „Das Damenſchnei⸗ 
derinnenhandwerk einſt und jetzt“, Prof. Dr. 
A. Ulbrich über „Die Entwicklung der Bild⸗ 
hauerkunſt in Oſtpreußen und ihre Bedeu: 
tung für das Handwerk“ (2. Teil). 

Die Handwerkskammer wird dieſe Einrichtung auch 
weiterhin fördern. 


VIII. Schluß. 


Wie die früheren Geſchäftsberichte, ſo konnte auch 
der vorliegende nur eine flüchtige Darſtellung der 
wichtigſten Teile des Tätigkeitsgebietes der Handwerks⸗ 
kammer und ihrer Abteilungen geben. Er wird dem 
Leſer dennoch gezeigt haben, daß die Arbeit der Hand⸗ 
werkskammer auch im vergangenen Geſchäftsjahre trotz 
der ſchwierigen Wirtſchaftsverhältniſſe und der ſonſtigen 
Widerſtände, die ſich einer Erfüllung der Forderungen des 
Handwerks entgegenſtellten, nicht ohne Erfolg geblieben iſt 
und daß ſie getragen war von dem Ziele, das oſtpreußiſche 
Handwerk in ſeiner Exiſtenz zu ſichern und zu fördern. 


Anlage I zu Seite 7. 


Kreis Bartenjtein . 5 329,39 RM. 
Braunsberg . 8 431,96 RM. 
Pr. Eylau . 4 925,92 RM. 
Fiſchhauſen 7 557,89 RM. 
Gerdauen 3 657,01 RM. 
Heiligenbeil . 4 447,71 RM. 
Heilsberg 6881,11 RM. 
Königsberg Stadt u. Land 66 528, 51 RM. 
Labiau sa ja 4437, 05 RM. 
Mohrungen 5727 83 RM. 
Raitenburg . 7 257,76 RM. 
Wehlau 5 011,11 RM. 


Aberſicht 


— AT = 


fiber die hanoͤwerkskammerbeiträge 
für das Jahr 1929. 


A. Abteilung Königsberg: 


130 193,25 RM. 


B. Abteilung Allenitein: 


Kreis Allenſtein 
Sohannisburg . 


Lötzen 
Lyck 
Neidenburg . 
Ortelsburg . 
Ofterode . 
Roffel. 
Sensburg 


. 13 656,70 RM. 


5 594,82 RM. 
7321,40 RM. 
7 949,82 RM. 
4836,98 RM. 
7 824,75 RM. 
8 979,99 RM. 
6 908,92 RM. 


6 194.47 RM. 


60 267,85 RM. 


Kreis Ungerburg . g.. . 4704,95 RM. 
„ Darkehmn . 3341,13 RM. 
„ Colda rr. 5718,06 RM. 
„ Gumbinnen . 8103,17 RM. 
„ Inſterbugg . . 13 012,51 RM. 
„ Niederung 5438,78 RM. 
„ Oletz tko. . 4938,90 RM. 
„ Pillkallen 5404,72 RM. 
„ Stallupöbnen . 5608,88 RM. 
„ Tilſit⸗Kagnit . . 13 827,45 RM. 

70 098,55 RM. 
D. Abteilung Elbing: 

Kreis Elbing . 15 042,54 RM. 
„ Pr. Holland’ . . . . . . 4884,04 RM. 
„ Marienburg . . . 7990,10 RM. 
„ Marienwerder... 681829 RM. 
„ Roſen berg. . . 7158,42 RM. 
„ Stumm 3420,75 RM. 

45 314,14 RM. 

Abteilung Königsberg... 130 193,25 RM. 

v Wilenjtein . . . .. 69 267,85 RM. 
J Gumbinnen . 70098,55 RM. 
v Elbing 45 314,14 RM. 
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C. Abteilung Gumbinnen: 


Geſamtaufkommen: 314 873,79 RM. 


Anlage II zu Seite 18. 


Lehrlingsſtatiſtik 
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== 


Prüfungsergebniſſe 
Zahl der Geprüften 
mit Erfolg | ohne Erfolg 


3 5 


Zu: 
gang 


E 

as 

Gewerbe M 
= ins: | davon] ins- | davon 


Dir gejamt] wetbl.Jgefame| weibl. 


= 
Steinhauer 
Steinbildhauer 
Steinmetze Ss 5 13 
Steinſetzer 94] 64] 22 136 . 
Steinſchleifer a 2 
Edelſteinſchleifer — — 
Glasſchleifer = aed 
Hafner — : Ae | | = 
Porzellanmaler —I1- | - I-1-|-|-- — 
Büch ſenmacher 1 1 
Meſſerſchmiede —!——— — 
Werkzeugmacher 
Schleifer 
Feilenbauer = = 


| 
Gold-Gilber- = 
Schmiede 71 86 4 11 al = | = 


Juweliere 
Rot-Gelbaieker | -- I — | — 
Zinngießer — | — 
Bleigießer — 
Gürtler —|— | — — 
Graveure —— ———1— 1 — 
Ziſeleure — — 
Galvaniſeure —— — —1— — 
Vernickler — — — 
Huf: und 

Wagenſchmiede 2657 827| 84512639] 759] — 
Schloſſer 816] 301] 236] s81| 205 — 
Maſchinenbauer | 318] 169] 81) 406] 75] — 
Klempner 400] 175) 115] 460] 95! — 
Spengler 
Flaſchner — — — — 1 — — 
Blechner — — 
Inſtallateure 60] 15 10) 65) 7 — 
Kupferſchmiede 3 — | — — | — 
Elektriker 638] 201] 120) 719] 112) — 
Mechaniker 2391 118] 64] 292] 56 — 


Innungslehrlinge 
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Gewerbe 


Fahrrad⸗ 
mechaniker“) 


Sprechmaſchinen⸗ 
u. Büromafch.- 


Mechaniker“) 
Nähmaſchinen⸗ 
Mechaniker“) 
Feinmechaniker 
Inſtrumentenm. 
Chirurg. Inſtru⸗ 
mentenmacher 
Optiker 
Uhrmacher 
Dreher 
Former 
Metalldrücker 
Vandagiſten 
Orthopädie⸗ 
mechaniker 
Drahtflechter 
Siebmacher 
Nagelſchmiede 
Seifenſieder 
Wachszieher 
Kerzenmacher 
Weber 
Tuchmacher 
Wirker 
Stricker 
Poſamentierer 
Farber 
Bleicher 
Seiler 
Netzmacher 
Buchbinder 
Kartonagen⸗ 
macher 


1929/1930 | 8 


2 
Zu: | Ab- 305 


= gang|gang| = 


Prüfungsergebniſſe 


Zahl der 
mit Erfolg 
ins⸗ davon 


tl 


weibl. 


Gepriiften 


ins⸗ 


ohne Erfolg 


davon 


geſamtl weibl. 


N RIKIN 


171 13] 34 


12 


*) Die Zahl der Lehrlinge in dieſem Gewerbezweige it in den Angaben der 
Spalte „Mechaniker“ enthalten. 
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Innungslehrlinge 


Prüfungsergebniſſe 
Zahl der Geprüften 
mit Erfolg | ohne Erfolg 
ins. davon] ins- davon 
gefamt] weibl. [gefamt| weib l 


Gewerbe 


22 
Zu- AUb- | == 66 
Jang 


v 
70 a 


O 
for) 


2 | 1929/1930 | = 8 


gang 


Buchdrucker 
Schriftſetzer 
Litographen 
Photographen 
Steindrucker 
Gerber 
Sattler 
Tapezierer 
Polſterer 
Dekorateure 
Vulkaniſeure 
Tiſchler 
Schreiner 
Modelltiſchler —— —41— — — 
Drechſler 
Knopfmacher 
Holzbildhauer 
Böttcher 
Kiifer 
Büttner 
Wagner 
Stellmacher 
Karoſſeriebauer 
Bootsbauer 
Schiffs bauer 
Pinſelmacher 
Vergolder 
Beizer 
Polierer 
Muſikinſtru⸗ 
mentenmacher 
Saitenmacher 
Orgelbauer 
Schirmmacher 
Stockmacher 
Kammacher 
Korbmacher 


get 


=== 


Gewerbe 


Strohflechter 
Stuhlmacher 
Bürſtenmacher 
Klavierbauer 
Müller 
Bäcker 
Konditoren 
Lebküchner 
a cher 
chlächter 
Metzger 
Noßſchlächter 
Molker 
Käſer 
Brauer 
Mälzer 
Brenner 
Schneider 
Schneiderinnen 
Weißnäherinnen 
Stickerinnen 
Putzmacherinnen 
Kürſchner 
Hutmacher 
Mützenmacher 
Handſchuhmacher 
Schuhmacher 
Schäftemacher 
Wäſcher 
Bügler 
Plätter 
Maurer 


ak 
5 
oO 


= 
- 
E 
— 
fac] 


1 5 


Zu · 
gang 


Rie 


EJ 
EE 


8 
2 


99/00 If Prüfungsergebniffe e 
Geprüften 


Zahl der 
mit Erfolg 
ing: [davon 

geſamtl weibl. 


ing: 


obne Erfolg 


davon 


gefamti weibl 


(reine Maurer) 2343 


Baugeſchäfte 

Zimmerer (reine 
Zimmerer) 

Maur. u. Zimm. 


830 
51 


— 54 — 
Innungslehrlinge 


Prüfungsergebniffe 
Zahl der Geprüften 
mit Erfolg ohne Erfolg 
ing: davon] ins- davon 
geſamtſ weibl. weibl 


28 
En 
soy fe 
v. 

en 


1929/1930 


Zu- | Ab- 
gang] gang 


Gewerbe 


geſamt 


I 
Dachdecker 53 
Schornſteinfeger 91 
Kaminfeger 
Ofenſetzer 226 
Schornfteinbauer 
Plattenleger 
Fliefenleger 
Stuckateure 
Gipſer 
Maler 1093 
Lackierer 6 
Glaſer 63] 35 
Bleiglaſer 
Brunenbauer 56 20 
Mühlenbauer 
Backofenbauer 
Friſeure 1002| 526 
Saarformer 
Perückenmacher 


ee [--[b--I 
[21751/8350]7170]22931]6290] 239] 109| 3 


9 
3 — | | — 


22911299] 204] 380 9 — 


— 55 — 
Nichtinnungsleh rlinge 


SI Prüfungsergebniſſe 
S 
EE Jahl der Geprüften 
s | mit Erfolg obne Erfolg 
8 — ing: davon] ins- davon 
geſamtl weibl. Igeſamtl weibl 


a 
ae 
> 


1929/1930 


Zu- | Ab- 
gang] gang 


= 
2 
= 
Er 


Steinhauer 
Steinbildhauer 
Steinmetze 
Steinſetzer 
Steinſchleifer 
Edelſteinſchleifer 
Glasſchleifer 
Hafner 
Porzellanmaler 
Büchſenmacher 
Meſſerſchmiede 
Werkzeugmacher 
Schleifer 
Seilenhauer 
Gold-Silber- 
Schmiede 
Juweliere 
Rot-Gelbgießer 
Zinngießer 
Bleigießer 
Gürtler 
Graveure 
Ziſeleure 
Galvaniſeure 
Vernickler 
Schmiede 
Schloſſer 
Maſchinenbauer 
Klempner 
Spengler 
Flaſchner 
Blechner 
Inſtallateure 
Kupferſchmiede 
Elektriker 
Mechaniker 


| 
| 
| 
| 
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Nichtinnungslehrlinge 


Prüfungsergebniſſe 
Zahl der Geprüften 
mit Erfolg ohne Erfolg 
ing: davon] ing: | davon 
geſamtl weidl.[gejamt] weist 


1929/1930 


Zu- | Ab- 
gang gang 


= 
a S 
BS 25 
er 
78 M 


= 
n 


Sprechmaſchinen⸗ 
mechaniker“) - — | - 


Gewerbe 


en 
u 
CA 
O 
[A 


€ 


Nähmaſchinen⸗ 
mechaniker“) 
Feinmechaniker u. 
Inſtrumenten⸗ 

macher 19 
Optiker 32 
Uhrmacher 53 
Dreher 8 
Former a 
Metalldrücker 
Bandagiſten — 
Orthopädie⸗ 

mechaniker 18) 
Drahtflechter 
Siebmacher 
Nagelſchmiede 
Waagenbauer 
Seifenſieder 
Wachszieher 
Kerzenmacher 
Weber — 
Tuchmacher - 
Wirker 
Stricker 


Poſamentierer | | — i 
Färber | | 133 4 30] 4— —1— 


— 000 
— 
S 

+ 100 
| 
| 
| 
U 


> 
| 
i 
| 


Bleicher 
Geiler 
Negmacher 
Buchbinder 49 
Kartonagen⸗ 
macher 
Buchdrucker 235 
Schriftſetzer 17 
Lithographen = 


*) Die Zahl der Lehrlinge in dieſem Gewerbezweige iſt in den Angaben der 
Spalte „Mechaniker“ enthalten. 


118] 94] 259] 76 — 160 — 
111 5] 2 4 — | — | — 
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ö 

S Prüfungsergebniſſe 

G b 23 192014930 FE Zahl der Geprüften 
meee [85] Kae as e | 1 join 
— al gang] gang x geſamt welbl. [gefame| weibt 
Photographen — 5 _ 
Steindrucker 3] 4 1 6] — er 
‘BWetver S Uy 2 — 


Sattler 
Tapezierer 
Polſterer 
Dekorateure 
Dulkanif eure 
Tiſchler 
Schreiner 
Modelltiſchler 
Drechſler 
Knopfmacher 


Holzbildhauer 1 
Böttcher 8 4 


17] 760 37 2091 28 — | — | — 


— 
i) 
N 
ou 
N 
R 
v 

| 

i 

| 

| 


WD 
O 0 
2 
| 
| 


Küfer 
Büttner 
Wagner 
Stellmacher 
Karoſſeriebauer 
Bootsbauer 
Schiffsbauer 
Schirmmacher 
Stockmacher 
Kammacher 
Korbmacher 
Strohflechter 
Stuhlmacher 
Bürſtenmacher 
Pinſelmacher 
Vergolder 
Beizer 
Polierer 
Muſikinſtru- 
mentenmacher 
Saitenmacher 
Orgelbauer 


== 59.2 
Nichtinnungslehrlinge 
1929/1930 | 8 Prüfungsergebniſſe 


2 S Zahl der Geprüften 
3u- mit Erfolg | ohne Erfolg 
gang 


Gewerbe 


a 
Ab⸗ = 8 
— ind: davon] ins- davon 


ao s 
gang] Slgeſamtl weint. [aefamt] weibl 


— 
en 


Klavierbauer | 
Müller 

Bäder 83 
Konditor 
Lebküchner - 
Fleiſcher 5 
Schlächter - 
Megger 
Noßſchlächter 
Molter 
Rafer 
Brauer 
Mälzer 
Brenner 
Schneider 5 
Schneiderinnen 13 
Weißnäherinnen 
Stickerinnen 
Putzmacherinnen 291 
Kürſchner 1 
Hutmacher 
Mützenmacher = 
Handſchuhmacher 
Schuhmacher 
Schäftemacher — 


Wäſcher - : | ~ | 


Bügler 
Plätter 
Maurer | 

(reine Maurer) 1112 440) 354/1198] 2451 — | 35] — 
Baugeſchäfte = ~ - 
Zimmerer (reine 

Zimmerer) 635] 124] 129] 630] 88) — 9] -- 
Maurer und 

Zimmerer 2 66 4 26 1 — | — | — 
Dachdecker 6 4 
Schornſteinfeger - = 
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Nichtinnungslehrlinge 


Gewerbe 


Kaminfeger 
Ofenſetzer 
Schornſteinbauer 
Plattenleger 
Jlieſenleger 
Stuckateure 
Gipſer 

Maler 
Lackierer 

Glaſer 
Bleiglaſer 
Brunnenbauer 
Mühlenbauer 
Badofenbauer 
Friſeure 
Haarformer 
Perückenmacher 


[4993]1822]1583]5232]1054] 97] 85] 7 


rüfungsergebniffe 
abl der Geprüften 
ohne Erfolg 
ing- | davon 
gefamti weibt 


1929/1930 


Zu: | Ab- 
gang | gang 


= F3 

3 

= es mit Erfolg 
ins. [davon 
n 


R 
BS 
ss 
= 
8 E 

geſamtl weibl. 


16] 500 13) — |} — — 
Wf ĩð 
st 4- | — | — 
58 12} —| — | — 
1132 

2 | — — 
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Zahl der Lehrlinge (Innungs⸗ und 
A in den Jahren 1929 und 1930 


Gewerbe V 
Steinhauer — = 
Steinbildhauer 2 2 
Steinmetze 24 35 
Steinfeger . 175 168 
Steinſchleifer = = 
Erelfteinfchleifer = — 
Slasfchleifer . — — 
Hafner — — 
Porzellanmaler . 1 = 
Büchfenmader . 9 9 
Meſſerſchmiede — — 
Werkzeugmacher — — 
Schleifer — — 
Feilenhauer . . = — 
Gold: -Oilberf&ymiede ä 205 34 
Juweliere — — 
Rot-Gelbgiefer . 13 16 
Zinngießer . — = 
Bleigiefer . — — 
Gürtler 9 12 
Graveure 1 2 
Ziſeleure — — 
Galvanifeure . — — 
Vernickler — — 
Schmiede 2701 2685 
Schloſſer 953 1120 
Maſchinenbauer 1050 1068 
Klempner 450 520 
Spengler N — 
Flaſchner — — 
Blechner A — a 
Snftallateure . . . 77 86 
Kupferfdhmiede . 18 17 
Elektriker 740 1106 
Feinmechaniker 19 17 
Inſtrumentenmacher ). — = 


Chirurg. Inftrumentenmacher*) . — — 


*) Die Zahl der Lehrlinge in dieſem Gewerbezweige tft in den Angaben der 
Spalte „Feinmechaniker“ enthalten. 


— 61 — 


Zahl der Lehrlinge (Innungs⸗ und 
eee eee in den Jahren 1929 und 1930 


and am 
n 8.025 Stand am 
Mechaniker 416 482 
Fahrradmechaniker ) — == 
Sprech- u. Schreibmafch.-Mechan.*) — =; 
STERNE SSR) aoe = = 
Optiker ; 32 30 
Uhrmacher . 140 113 
Dreher 8 10 
Former — — 
Metalldrücker — — 
Bandagiſten -- 2 
Orthopädiemechaniker 18 20 
Drahtflechter v — 
Siebmacher = — 
Nagelſchmiede = — 
Wagenbauer K 4 
Seifenſieder = — 
Wachszieher = — 
Kerzenmacher — — 
Weber = 1 
Tuchmacher — = 
Wirker — = 
Stricker — Zu 
Pofamentierer — = 
Färber 21 30 
Bleicher . — — 
Seiler 7 6 
Netzmacher = <= 
Buchbinder 79 81 
Kartonnagenmacher == = 
Buchdrucker 235 259 
Schriftſetzer 17 23 
Litographen . e = 
Photographen 24 28 
Steindrucker 3 6 
Gerber 4 5 
Sattler 551 501 
Tapezierer 34 76 


*) Die Zahl der Lehrlinge in dieſem Gewerbezweige iſt in den Angaben der 
Spalte „Mechaniker“ enthalten. 
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Zahl der Lehrlinge (Innungs- und 
Ripetnuungelehrlinge) in den Jahren 1929 und 1930 


Stand am 
31.3.1930 


Stand am 


Gewerbe 31.3. 1929 


Polfterer 
Dekorateure 
Vulkaniſeure 
Tiſchler 
Schreiner 
Modelltiſchler 
Drechſler 
Knopfmacher 
Holzbildhauer 
Böttcher 
Küfer 
Büttner 
Wagner 
Stellmacher 
Karoſſeriebauer 
Bootsbauer 
Schiffbauer 
Schirmmacher 
Stockmacher 
Kammacher an 
Korbmader . . 42 
Strohflechter — 
Stuhlmacher — 
Bürſtenmacher 10 
Pinfelmader . — 
Bergolder . — 


| | | 
|| | 


iw} 
N 
a 
E 
no 
SI 
N 


oO 
oO 


* — 


SZS 
(0 — 


w 


8 
e 


l 
I 11 | | 
O Oo — 


O 


Beizer 

Polierer 
i : 4 4 
Saitenmacher — — 
Orgelbauer ; s 1 2 
Klavierbauer . 1 3 2 
Müller N 342 314 
Bäcker Ki vä 1586 1744 
Konditoren Er: 110 97 
Lebküchner n = = 
Fleiſcher 1621 1704 


83 


Zahl der Lehrlinge (Innungs⸗ und 
Nichtinnungslehrlinge) in den Jahren 1929 und 1930 


Stand am | Stand am 


Gewerbe 31.3.1929 | 31.3. 1930 
Schlächter = = 
Metzger — — 
Noßſchlächter — = 
Molfer . . ; == = 
Käſer e = a 
Brauer e fuse — — 
Mälzer . 75 = = 
Brenner . ; res — — 
Schneide E 2272 2319 
Schneiderinnen . . lad 648 762 
Weißnäherinnen 2 N — = 
Stickerinnen 1 2 
Putzmacherinnen ce, ar 291 286 
Kürſchner ie 2 45 45 
Hutmacher. 1 1 
Mützenmacheer i = 
Handſchuhmacher . a — 
Schuhmacher Bo 837 795 
Schäftemacher ae . — — 
Wäſcher N ; — — 
Bügler 3 er = = 
Plätter LTA ja = = 
Maurer (reine Maurer) 3455 3730 
Baugeſchäfte : = 2 
Zimmerer (reine Zimmerer) 1465 1366 
Maurer und Zimmerer 75 74 
Dachdecker ; 59 51 
Schornſteinfeger ae 97 98 
Kaminfeger : — = 
Ofenfeser . . . : 264 302 
Schornſteinbauer = == 
Plattenleger . — 1 
Gliefenleger . . : = = 
Stuckateure BETEN 12 15 
Gipfer . mf Bp = JIN 
Maler 1165 1191 


Lackierer mn ed | DN. 9 14 


3 64 


Zahl der Lehrlinge (Innungs⸗ und 
Nichtinnungslehrlinge) in den Jahren 1929 und 1930 


Bewerte IE: 
Glaſer 71 78 
Bleiglafer . . — — 
Brunnenbauer 56 48 
Mühlenbauer 3 4 
Backofenbauer — — 
Friſeure 1021 1319 
Haarformer . . — — 
Perückenmacher kua — = 


26744 | 28163 


Anlage III zu Seite 20. 


Meifterprüfungen 
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Meifterprüfungen 
Zahl Ergebniffe 
Gewerbe der nicht davon mit 
Prüflinge beheben beſtandenſ gut MA ä 

Bäder 140 11 129 54 1 
Brunnenbauer 2 2 = — — 
Buchdrucker 8 3 5 — — 
Bürſten⸗ und 

Pinſelmacher 1 — 1 1 — 
Damenſchneider 13 1 12 9 — 
Elektro⸗ 

Inſtallateure 39 18 21 6 — 
Fahrzeug⸗ 

mechaniker 17 3 14 9 — 
Fleiſcher 85 4 81 35 1 
Friſeure 159 16 143 46 — 
Feilenhauer 2 — 2 1 — 
Glaſer 9 1 8 4 — 
Goldſchmiede 1 = 1 | 1 = 
Gipsbildhauer, 

Stuckateure 1 — 1 | — 
Inſtallateure 4 — 4 1 = 
Klempner 15 1 14 7 — 
Konditoren 6 — | 6 2 — 
Korbmacher 3 1 2 — = 
Kürſchner und | 

Mützenmacher 4 — 4 2 — 

Kupferſchmiede 2 1 1 — 
Ladierer 1 — 1 = — 
Maler 23 3 20 7 — 
HMedjtgmervauer o 1 Sb za 7 
Maurer 20 11 9 — — 
Müller 39 2 37 29 — 
Mechaniker 4 — 4 1 — 
Optifer und 

Mechaniker 2 — 2 — — 
Putzmacher 7 — 7 3 2 
Sattler 13 3 10 5 — 
Schloſſer 8 3 5 1 — 
Schmiede 102 11 91 49 2 
Schneider 73 15 58 27 — 


Zar aoe 


Meifterprüfungen 
j | Sant. N Ergebnifie 
Gewerbe der icht avon mit 
Prüflinge ler gut i 9 1 5 

Schneiderinnen | 13 = 13 8 — 
Schornſteinfeger 16 8 8 — 1 
Schuhmacher 25 3 22 4 1 
Steinſetzer 10 4 6 — — 
Stellmacher 39 3 36 12 1 
Tapezierer 11 2 9 2 — 
Tiſchler 76 10 66 15 3 
Töpfer 13 1 12 3 = 
Uhrmacher 7 2 5 3 = 

Zimmerer 13 6 7 — — 


JC = p. fl" 
| 1092 | 159 | 933 | 371 | _19 


we 
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